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1 Einleitung 

1.1 Ziel und Zweck des Umweltberichts  

Der Umweltbericht hat das  Ziel,  die vorauss icht l ichen erhebl ichen Umweltauswirkun-

gen eines Bau leitplans  umfassend zu beschreiben und zu bewerten.  Er dient als  zent-

rales Ins trument der Umweltprü fung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB und is t ein in tegraler 

Bestandtei l  der Begründung des Bauleitplans.  Dabei unterstüt zt er die Stadt  bei der 

Berücks icht igung von Umweltbelangen in  der Planung und schaff t  eine fundierte 

Grundlage für die Abwägungsentscheidung über den Bauleitplan.  

Der Zweck des Umweltberichts  l iegt darin , Transparenz über die Auswirkungen der 

Planung auf die Umwelt  zu  schaffen.  Er beschreibt den derzeitigen Umwelt zustand im 

Plangebiet,  prognost izier t  mögl iche Veränderungen durch die Umsetzung oder N ich-

tumsetzung des  Plans  und stel lt  Maßnahmen zur Vermeidung,  Verringerung und Kom-

pensat ion negat iver Auswirkungen dar. Zudem werden alternat ive Planungsmögl ich-

keiten geprüft und bewertet, um die bestmögl iche Lösung für das  Plangebiet  zu f inden.  

Darüber h inaus trägt der Umweltbericht dazu bei,  die Ziele des Umweltschutzes  ein-

zuhalten und eine nachhalt ige Entwicklung s icherzustel len. Er berücksicht igt u.a. die 

Schutzgüter wie Boden, Wasser, Luft, K lima, bio logische Viel falt  sowie Mensch und 

Ku ltur- und Sachgüter.  Durch die ö ffent l iche Aus legung wird eine breite Informat ion 

der Öffent l ichkeit gewährleistet  und ermögl icht eine Betei l igung al ler relevanten Ak-

teure.   

1.2 Überblick über den Bauleitplan und seine wichtigsten Ziele  

Mit der Aufs tel lung des Bebauungsplans Nr.  20.1.1 „Schule“ innerhalb der Gemarkung 

von Bad Wildungen  verfo lgt  die Stadt das  Ziel,  dem Bedarf  an Förderschu lplätzen ge -

recht zu  werden.  Während die Nachfrage nach Förderschu lplät zen in den let zten Jah-

ren konstant gest iegen is t, s ind die Kapazitätsgrenzen der Mathias -Bauer-Schule un-

veränder t  gebl ieben.  Um dem  gest iegenen  Bedarf gerecht zu  werden, hat die Stadt 

nun besch lossen,  den aktuel len Standort,  um einen Neubau der Förderschule mit  dem 

Förderschwerpunkt Lernen und geist ige Entwicklung zu ergänzen.   

Hierzu so ll  die für die Bebauung vorgesehene Fläche nach Art  der bau l ichen Nutzung 

gemäß § 9 Abs.  1 Nr.  5 BauGB als  Fläche für den Gemeinbedarf mit  der Zweckbest im-

mung „Schule“ fes tgesetzt  werden.   

Geltendes P lanungsrecht  

Aus planungsrecht l icher Sicht is t das Untersuchungsgebiet laut dem Flächennut-

zungsplan der Stadt mit einer Nutzung als „Verkehrs f läche - PKW-Stel lplätze“ belegt.  

Der aktuel le Bebauungsplan Nr.  20.1 „Ense Stel lplät ze“ stel lt  hierbei 6.269 Quadrat-

meter  des Pkw-Stel lplatzes  als vers iegelte Fläche dar (Ersch l ießungsf lächen werden 

h ierbei n icht berücks icht igt,  da diese unveränder t  bleiben;  s iehe Abbi ldung 2),  was 

einem Anteil  von 74 Prozent entspricht. Im Bereich der Gehölzs trukturen werden Grün-

f lächen dargestel lt .  
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Abb i ldung 1 : Bebauungsp lan Nr.20 .1  der  Stad t  Bad Wi ldungen vom 12.02.2009  

Der Bebauungsplan Nr.  20.1 wurde bisher n icht vol lzogen.  Um eine transparente und 

rechtskonforme Bewer tung im Rahmen des Umweltberichtes  vornehmen zu können,  

wird der Realzustand im Fo lgenden verkürzt  beschrieben und in seiner öko logischen 

Wer t igkeit  eingeordnet.  Da jedoch bereits  Bauplanungsrecht besteht ,  wird an dieser 

Stelle von einer tiefergehenden Bewer tung des Realzustands abgesehen.  Stattdessen 

dient der planerisch gü lt ige Bebauungsplan Nr.  20.1 „Ense Stel lplätze“ als  Grundlage 

für die Einschätzung der Umweltauswirkungen,  die der Vo llzug des verfahr ensgegen-

ständl ichen Bebauungsplanes Nr.  20.1.1 „Schule“ auf  die Fläche hat.  D ie Bewer tung 

wird vo l ls tändig auf  Bas is  der rechtl ich  geltenden Nutzung und der einhergehenden 

Nutzungsbedingungen vorgenommen.  Dies  gewährleis tet  eine recht lich  str ingente und 

s inngemäße Prüfung,  die bereits betrachtete Umweltauswirkungen des aktuel l  gü ltigen 

Bebauungsplanes zur Kenntn is nimmt und den Fokus auf  die geltende Rechts lage 

lenkt.  

Realnutzung 

Das Plangebiet bef indet s ich in  der Gemarkung Bad Wildungen  südlich  des  Stadtge -

biets  und umfasst eine Gesamtf läche von ca. 10.950 Quadratmeter.  Es  weis t  keine 

topograph ischen Besonderheiten auf und unterl iegt momentan einer mäßig intens iven 

landwirtschaft l ichen Nutzung als Wirtschaftswiese  (s iehe Abbi ldung 2).  D ie Böden der 

Fläche zeigen h ierbei eine geringe bis mit t lere Wer t igkeit :  
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Der AgrarViewer Hessen zeichnet die Fläche mit  einer Gesamtbewer tung von 1a aus, 

was auf eine sehr gute Eignung für hohe Nahrungsmit telprodukt ion sch l ießen lässt.  

Wird der Boden Viewer Hessen h inzugezogen, zeigt die Bodenfunktionsbewertung je -

doch insgesamt eine geringe Ausprägung:  

•  Nährstof fhaushalt :  geringes Nitratrückhaltevermögen und geringe bis  mit t lere Was-

serspeicherkapazität.  

•  Er tragspotenzial : Acker- und Grün landzah len zwischen 38 und 48 (geringe bis  mit t-

lere Eignung).  

•  Lebensraumfunkt ion:  durch mäßig intensive Landwirtschaft eingeschränkt,  Bio-

divers ität  reduzier t.   

Die Bewir tschaftung im Rahmen der ordnungsgemäßen Landwirtschaft  gewährleis tet  

wichtige Bodenfunkt ionen wie Vers ickerung und Fi lt ration,  wobei  eine öko logische Vor-

belastung besteht,  die s ich aus di ffusen Stoffein trägen (Pest iz ide, Düngemittel)  und 

der Bearbeitung des Bodens ergibt.  N itrateinträge können eine Eutrophierung der Flä -

che fördern,  was wiederum eine Versch iebung des Ar tenspektrums zu lasten konkur-

renzschwacher Ar ten bedeutet und negative Auswirkungen auf  den Wasserhaushalt 

haben kann.  Im Rahmen einer mäßig in tens iven Landw irtschaft  is t die Vegetat ionszu-

sammenset zung der Fläche als  artenarm zu bewerten,  was im ökologischen Gesamt-

gefüge auch auf die Ar tenv ielfal t  der Fauna ausstrah lt:   

Tiere 

•  Amphibienfauna:  Kein  geeigneter Lebensraum, da Laichgewässer feh len und keine 

herausragenden terrestrischen Habitate vorl iegen.  

•  Rept il ien fauna:  Keine s trukturreichen oder geeigneten Bereiche, daher keine Be -

deutung als  Rept il ienhabitat.  

•  Wirbel losenfauna:  Das Gebiet  bietet  aufgrund landwir tschaft l icher Nutzung nur ein-

geschränkte Bedingungen, insbesondere für Tagfalter und Wildbienen,  da Futter - 

und Nektarpf lanzen größtenteils  fehlen.  

•  Säuget iere:  Das Potenzial  ist  gering.  Die Fläche ist  höchstens  Nahrungshabitat. 

Feldhamster,  Wi ldkat ze und Haselmaus s ind  aufgrund unzureichender Habitatbe -

dingungen (Störfaktoren,  fehlende Strukturen)  n icht zu erwar ten. 

•  Fledermäuse:  Die Fläche dient höchstens als  Nahrungshabitat.  Strukturen wie die 

Baumal lee erfü l len  Funkt ionen als  Leit l in ie. Insgesamt wenig wer t vo l l  für Fleder-

mäuse.  

•  Avifauna:  Die Fläche dient vorwiegend als  Nahrungshabitat.  Bodenbrüter wie Feld-

lerche oder Kiebit z s ind aufgrund angrenzender Störungen  n icht zu  erwar ten.   

Unter den bestehenden Nutzungsbedingungen als  Wir tschaftswiese erfü l l t  das  Gebiet  

eine Funkt ion als  Ents tehungsgebiet  nächtl icher Kalt lu ft ,  wobei der Effekt durch die 

räumliche Nähe zu bestehenden Gebäudestrukturen und die damit verbundene erhöhte 

Oberf lächenrau igkeit  abgeschwächt wird.  Da keine H inweise auf  eine stark erhöhte 
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Hit zegefahr vorl iegen und die umliegenden landwirtschaft l ich  genutzten Flächen die -

selbe Funkt ion erfü l len,  ist  dieser Effekt demnach  zu vernach lässigen.   

Insgesamt weis t die Fläche unter der aktuel len, realen Nutzung eine eher geringe öko-

logische Bedeutung auf.  Flora und Fauna zeigen keine besonders ausgeprägte Viefalt; 

das  Areal ist  höchstens Nahrungshabitat  für ubiqu itäre Ar ten .  Der Boden erfü l l t  seine 

Funkt ionen im Wasserhaushalt,  ist  jedoch durch Vorbelastungen geprägt,  die im Kon-

text einer landwir tschaf l t ichen Landwir tschaft  entstehen.  Einrahmende Gehölzs truk-

turen und die Al lee bieten begrenzte Lebensräume.  Im Kontext ihrer l andwir tschaft l i -

chen Nutzung erfü l lt  die Fläche ihre Funktion in  mäßigem Ausmaß.  

 

Abb i ldu n g  2 :  An s ich t  de s  Un te rsu ch u n gsge b iete s  

2 Recht l iche und planer ische Grundlagen  

2. 1  D ar s te l lung  de r  re l ev a nte n Fac hge se tze  und  Fa chp lä ne   

Durch die Umweltprü fung werden,  die auf Grundlage der An lage 1 zum Baugesetzbuch 

erhebl ichen Umweltauswirkungen ermit telt  und in dem vorl iegenden Umweltbericht 

beschrieben und bewer tet.  Der Umweltbericht bi ldet einen gesonderten Teil  der Be -

gründung.  Das Ergebnis  der Umweltprü fung ist  ge m. § 2 Abs.  4 Satz 4 BauGB in  der 

Abwägung zu berücksicht igen.  
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Für die abzuhandelnden Schutzgüter s ind die jewei l igen Fachgesetze,  in  denen die 

al lgemeinen (n icht absch ließenden) Grundsätze und Ziele definier t  werden,  von Be -

deutung.   

Schutzgut Fachgesetz Grundsätze  und  Zielaussagen 

 

 

 

Boden  

Baugesetz -

buch  

[BauGB] 

Sparsamer und  schonender Umgang mi t Grund und Boden 

durch Wiedernutzbarmachung von F lächen,  Nachverdich-

tung und Innenentw ick lung zur Verr ingerung zusätzl i cher 

Inanspruchnahme von Böden (Bodenschutzklausel ) .  

Bundesbo-

denschutzge-

setz  

[BBodSchG] 

Nachha l tige  Sicherung oder Wiederherstel l ung der Funktio-

nen des Bodens.  Schädl iche Bodenveränderungen abzu-

wehren,  der Boden und  Alt lasten sowie  hierdurch verur-

sachte  Gewässerverunreinigungen zu sanieren und  Vor-

sorge gegen nachtei l i ge  Einwi rkungen auf  den B oden zu 

t re f fen. Be i Einwi rkungen auf  den Boden sol l en Bee inträch-

t igungen se iner natürl i chen Funktionen sowie  se iner Funk-

t ion al s  Archiv der Natur -  und  Kul turgeschichte  so we i t  wie 

mögl ich verm ieden werden.   

 

 

 

 

 

F läche 

Baugesetz -

buch [BauGB] 

Mi t Grund und Boden sol l  sparsam und schonend umgegan-

gen werden;  dabei  s ind  zur Verringerung der zusätzl ichen 

Inanspruchnahme von Flächen für baul iche  Nutzungen die 

Möglichkei ten der Entw ick lung der Gemeinde insbesondere 

durch Wiedernutzbarmachung von F läc hen,  Nachverdich-

tung und andere  Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nut-

zen sowie  Bodenvers iegelungen auf  das notwendige  Maß zu 

begrenzen.  Landwi rtschaftl ich,  a l s  Wald  oder für Wohnzwe-

cke genutz te  Flächen sol l en nur im  notwendigen Umfang 

umgenutz t  werden. 

Bundesnatur-

schutzgesetz  

[BNatSchG] 

Groß fläch ige,  wei tgehend  unzerschnit tene Landschafts-

räume s ind  vor wei terer Zerschneidung zu bewahren.  Die 

erneute  Inanspruchnahme berei ts  bebauter F lächen sowie 

die  Bebauung unbebauter F lächen im bep lanten und  unbe-

planten Innenbere ich,  sowe it  s ie  nicht  fü r Grünflächen vor-

gesehen sind,  hat  Vorrang vor der Inanspruchnahme von 

Fre i flächen im Außenbereich. Verkehrswege,  Energiele itun-

gen und  ähnl iche  Vorhaben sol len landschaftsgerecht  ge-

führt ,  gesta lte t  und  gebündel t  werden.  

 

 

Wasser 

 

Wasserhaus-

hal tsgesetz  

[WHG] 

Sicherung der Gewässer al s  Bestand te i l  des Naturhausha l -

tes und  a ls  Lebensraum für Tiere  und  Pf lanzen und  deren 

Bewi rtschaftung zum Wohl  der Al lgemeinhe i t  und  zur Unter-

lassung vermeidbarer Beeinträcht igung ihrer ökologischen 

Funkt ionen.   

Hessisches 

Wassergesetz  

[HWG] 

Schutz  der Gewässer vor vermeidbaren Beeinträchtigungen 

und  die sparsame Verwendung des Wassers sowie d ie  Be-

w i rtschaftung von Gewässern zum Wohl  der Al lgemeinhei t .   

 

Luf t , 

K l ima 

 

Bundesimmis-

s ionsschutz -

gesetz   

[B ImSchG] 

Schutz  des Menschen,  der T iere  und  Pf lanzen,  des Bodens, 

des Wassers,  der Atmosphäre  sowie  der Kul tur -  und  Sach-

güter vor schädl i chen Umwel te inwi rkungen ( Immissionen) 

sowie Vorbeugung hinsichtl ich des Entstehens von Immis-

s ionen (Gefahren,  erheb l iche  Nachtei l e und  Belästigungen 



Um w e l tbe r ich t  

z u m  Be ba uu n gsp la n Nr .  20 .1 . 1  „ Sch u le “  

 

 

- 6 - 

durch Luftverunreinigung,  Geräusche,  Erschütterungen, 

L icht,  Wärme,  Strahlen und  ähnl ichen Erscheinungen).   

 

 

 

 

 

 

P f lanzen, 

T iere, 

B iologische  

V iel fa lt 

 

Baugesetz -

buch [BauGB] 

Bei  der Aufstel l ung von Baulei tplänen sind  insbesondere  die 

Belange des Umweltschutzes,  einsch l ießl ich des Natur-

haushal tes und  der Landschaftspf lege insbesondere  die 

Auswi rkungen auf  T ie re,  P f lanzen, Boden,  Wasser,  K l ima 

und  das Wi rkungsgefüge zwischen ihn en sowie  die  Land-

schaft  und  die  biologische Vie l fal t ,  die  Erha l tungsziele  und 

der Schutzzweck der Gebie te  von gemeinschaftl icher Be-

deutung und  der Europäischen Vogelschutzgeb ie te ,  sowie 

die  Vermeidung und  der Ausgle ich voraussicht l ich erhebl i -

cher Bee inträcht igungen des Landschaftsbi ldes sowie  der 

Leistungs- und  Funktionsfähigkei t  des Naturhausha ltes von 

se inen in  § 1 ,  Absatz  6  Nr.  7a  beze ichneten Bestand tei len 

(Eingri f fsregelung des Bundesnaturschutzgesetzes) zu be-

rücksichtigen. 

Bundesnatur-

schutzgesetz  

[BNatSchG] 

Natur und  Landschaft  sind aufgrund  ihres eigenen Wertes 

und  a ls  Lebensgrund lage des Menschen auch in  Verantwor-

tung künft iger Generat ionen im besiede l ten und unbesiede l -

ten Bereichen zu schützen, zu p flegen,  zu entw ickeln und 

sowe it  e rforderl ich w iederherzus tel len,  dass die  Leistungs - 

und  Funktionsfäh igkei t  des Naturhausha l tes,  die  Regenera-

t ionsfäh igkei t und  die  nachhal t ige  Nutzungsfähigkei t  der 

Naturgüter,  die  T ier und Pflanzenwel t einsch l ießl i ch ihrer 

Lebensstä t ten und  Lebensräume,  sowie  d ie  Vie l fal t , E igen-

art  und  Schönhei t ,  sowie  der der Erholungswert  von Natur 

und  Landschaft  auf  Dauer gesichert  sind  

FFH- und  Vo-

ge lschutz -

R icht l i nie 

Schutz  und  Erhal tung der natürl ichen Lebensräume sowie 

der wi ldlebenden Tiere  und  Pflanzen von gemeinschaftl i -

cher Bedeutung zur S icherstel lung einer b io logischen Vie l -

fa l t und  insbesondere der Erhal tung wi ldlebender Vogelar-

ten. 

 

Landschaft 

Baugesetz -

buch [BauGB] 

Vermeidung/Ausgleich voraussichtl i ch erhebl icher Beein-

trächtigungen des Landschaftsb i ldes sowie  der Leistungs - 

und  Funktionsfäh igke i t  des Naturhaushal tes.  

 

 

 

Mensch 

 

 

Baugesetz -

buch [BauGB] 

Berücksicht igung der Belange des Umwel tschutzes bei  der 

Aufste l l ung der Baulei t -p läne, insbesondere  die Vermei -

dung von Emissionen.  

Bundesimmis-

s ionsschutz -

gesetz   

[B ImSchG] 

Schutz  des Menschen,  der T iere  und  Pf lanzen,  des Bodens, 

des Wassers,  der Atmosphäre  sowie  der Kul tur -  und  Sach-

güter vor schädl i chen Umwel te inwi rkungen ( Immissionen) 

sowie Vorbeugung hinsichtl ich des Entstehens von Immis-

s ionen (Gefahren,  erheb l iche  Nachtei l e und  Belästigungen 

durch Luftverunreinigung,  Geräusche,  Erschütterungen, 

L icht,  Wärme,  Strahlen und  ähnl ichen Erscheinungen).  

 

Ku l tur-  und   

Sachgüter 

 

Bundesnatur-

schutzgesetz  

[BNatSchG] 

Naturlandschaften und  h istori sch gewachsene Kulturland-

schaften,  auch mi t  ihren Kul tur - ,  Bau- und  Bodendenkmä-

lern s ind  vor Verunsta ltung,  Zersiedelung und  sonst igen 

Bee inträchtigungen zu bewahren.  
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 Hessisches 

Denkmal -

schutzgesetz  

[HDSchG] 

Ku lturdenkmäler al s  Quel len und  Zeugnisse  menschl i cher 

Geschichte  und  Entw icklung zu schützen und  zu erha l ten 

sowie darauf hinzuwi rken, dass sie i n  die städ tebaul i che 

Entwicklung,  Raumordnung und  den Erhal t  der hi stori sch 

gewachsenen Kul tur landschaft  einbezogen werden. 

 

Die Darstel lung der Ziele des Umweltschutzes  im Rahmen der Fachpläne umfasst die 

Berücks icht igung übergeordneter Prinzipien und spezi f ischer Vorgaben,  die eine nach-

haltige Entwicklung und den Schutz natürlicher Ressourcen s ichers tel len.  Im Fo lgen-

den werden die wesent l ichen Inhalte der relevanten Fachpläne zusammengefasst:  

Der Landesentwicklungsplan 2020 beschreibt die Flächen des Plangebietes  als „Forst-

l ichen Vorzugsraum“.  Der Regionalplan Nordhessen 2009 bezeichnet einen Tei l  der 

Fläche als  „Vorranggebiet  für die Landwir tschaft“,  einen weiteren Tei l  als  „Vorbehalts -

gebiet  für die Landwir tschaft “.  Der Flächennutzungsplan der Stadt Bad Wildungen 

s tel l t  die Fläche seit  2009 als  „Verkehrsf läche - ruhender Verkehr“  dar.  Die ursprüng-

l ich  angedachte Nutzung als Parkplat z entspricht n icht länger den s tädtebau l ichen 

Zielen der Stadt und wird von der verfahrensgegenständl ichen Planung abgelöst.  Um 

dem Entwicklungsgebot Rechnung zu tragen und eine gesetzeskonforme Bauleitpla -

nung zu gewährleisten,  wird parallel  zur verbindl ichen Bauleitp lanung eine Änderung 

des Flächennutzungsplanes veran lasst.  

2. 2 B er ück s ic h t i gung de r  Z i e l e  de s  U mwel t sc hu t ze s  

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans werden die Ziele des Umweltschutzes  

umfassend berücks icht igt, wie es  die recht l ichen Vorgaben des Baugesetzbuchs 

(BauGB) und weiterer einsch lägiger Regelungen verlangen. Gemäß § 1 Abs.  5 BauGB 

is t  s icherzustel len,  dass  die Planung eine nachhalt ige s tädtebau l iche Entwicklung för-

der t , die natürl ichen Lebensgrundlagen schützt  und entwickelt  sowie eine menschen-

würdige Umwelt  s icher t.  Dabei werden auch die Anforderungen an den Kl imaschutz 

und die Anpassung an den Kl imawandel in  den Planungsprozess  einbezogen.  

Die Umweltschutzziele orient ieren s ich an den Schutzgütern, die in § 1 Abs.  6 Nr.  7 

BauGB sowie in  § 2 Abs.  1 und An lage 1 des Gesetzes  über die Umwelt ver trägl ich-

keitsprüfung (UVPG) def in iert  s ind. H ierzu zäh len gem äß § 1 Absatz 6 Nr. 7 BauGB 

insbesondere die Auswirkungen auf  Tiere,  Pf lanzen,  Fläche,  Boden,  Wasser,  Luft , 

K l ima und das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft  und die bio logi -

sche Viel fal t,  die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000 -Gebiete im 

Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes,  umweltbezogene Auswirkungen auf den Men-

schen und seine Gesundheit  sowie die Bevölkerung insgesamt,  umweltbezogene Aus-

wirkungen auf  Ku lturgüter und sonst ige Sachgüter,  die Vermeidung von Emiss ionen 

sowie der sachgerechte Umgang mit  Abfällen und Abwässern, die Nutzung erneuer-

barer Energien sowie die sparsame und eff iziente Nutzung von Energie,  die Darstel-

lungen von Landschaftsplänen sowie von sonst igen Plänen, insbesondere des Wasser -

,  Abfal l -  und Immiss ionsschutzrechts,  die Erhaltung der bestmögl ic hen Luftquali tät  in 

Gebieten,  in denen die durch Rechtsverordnung zur Erfü llung von Rechtsakten der 

Europäischen Union fes tgelegten Immiss ionsgrenzwerte nicht überschrit ten werden,  
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die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes  nach 

den Buchstaben a bis  d und unbeschadet des § 50 Satz 1 des Bundes -Immiss ions-

schutzgesetzes,  die Auswirkungen,  die aufgrund der Anfäl ligkeit  der nach dem Bebau-

ungsplan zu läss igen Vorhaben für schwere Unfäl le oder Katastrophen zu erwarten 

s ind.  Darüber h inaus wird eine nachhalt ige Bodennutzung angestrebt,  um Flächenver-

s iegelung und Bodeneros ion zu min imieren,  während Grund - und Oberf lächengewäs-

ser vor Verschmutzung und Beeinträcht igung bewahr t  werden so llen.  Die Planung be-

rücks icht igt  zudem Maßnahmen zur Redukt ion von Treibhausgasemissionen und zur 

Förderung kl imafreundl icher Entwicklungen wie Energieef fiz ienz und erneuerbare 

Energien.  Auch der Erhalt  des  ku lturel len Erbes,  archäologischer Stät ten und eines  

harmonischen Landschaftsbi ldes  is t  Tei l der Umweltschutzziele.   

Im Umweltbericht wird detai l l iert  beschrieben, wie diese Ziele bei der Planung berück-

s icht igt  wurden. Es erfo lgt eine Bewer tung der Auswirkungen der Planung auf die ein-

zelnen Schutzgüter,  einsch ließl ich einer Prognose der Umwelt veränderungen bei 

N ichtdurchführung des Plans (Nul lvariante).  Darüber h inaus wird geprüft,  ob alterna-

t ive Planungsmöglichkeiten ex is t ieren, um s icherzustel len,  dass  eine umwelt verträgl i -

che Lösung gewählt  wird.  Ergänzend dazu werden Maßnahmen zur Vermeidung,  Min-

derung oder Kompensation negat iver Auswirkungen fes tgelegt,  beispielsweise durch 

Eingrif fs regelungen gemäß Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG).  

Abschl ießend wird erläutert ,  wie die Ergebnisse der Umweltprüfung in  die Abwägungs-

entscheidung eingef lossen s ind (§ 2 Abs. 4 BauGB). Durch diese Vorgehensweise 

trägt die Planung dazu bei,  eine nachhalt ige Entwicklung zu fördern,  indem ökologi -

sche, soziale und wir tschaft l iche Belange ausgewogen berücks icht igt  werden.  

2. 3 Anp ass ung sp f l ic h te n  nac h  d em  Ba ug ese tzb uch  

Der Landesentwicklungsplan 2020 s tell t  die Flächen des Plangebietes  als  „Fors t l ichen 

Vorzugsraum“ dar.  Der Regionalplan Nordhessen 2009 bezeichnet einen Tei l  der Flä -

che als  „Vorranggebiet  für die Landwirtschaft“,  einen weiteren Tei l  als  „Vorbehaltsge -

biet  für die Landwir tschaft.  

Seit 2009 ist  das  Untersuchungsgebiet  im Flächennutzungsplan als „Verkehrs f läche - 

ruhender Verkehr“ dargestel l t.  D ie ursprüngl ich getroffene Entscheidung,  die Fläche 

als Parkplat z zu nutzen , entspricht n icht mehr den Anforderungen und Zielsetzungen 

der Stadt. Da Bebauungspläne gemäß § 8 Abs.  2 BauGB aus dem Flächennutzungs-

plan zu entwickeln  s ind,  lässt  s ich die aktuel l  fes tgesetzte  Nutzung n icht mit  dem ver-

fahrensgegenständl ichen Entwicklungsziel  der Stadt vereinbaren.  Um den Interes-

senskonf l ikt zu lösen und eine städtebau l ich geordnete und rechtskonforme Stadtent-

wicklung gemäß dem Entwicklungsgebot zu s ichern,  hat die Stadt Bad Wildungen be -

sch lossen,  parallel  zum Aufstel len des Bau leitplanes ein  Verfahren zur Änderung des 

Flächennutzungsplanes gemäß § 8 Abs.  3 BauGB einzu leiten . 
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Die Inanspruchnahme der verfahrensgegenständl ichen Fläche ermögl icht eine Anglie -

derung der Fläche an die bestehende Schul -Infrastruktur der Stadt ,  was  die gemein-

same Nutzung von Freianlagen förder t  und so Raum für Begegnungen  zwischen Schul-

kindern schaf ft.  Da die bestehenden Schulen bereits  verkehrs techn isch angebunden 

s ind, kann die Ersch l ießung neuer Verkehrswege und die damit  verbundene Oberf lä -

chenvers iegelung im Vergleich zu einem Neubau an anderer Stel le vermieden werden.   

  

Abb i ldu n g  3 :  Da rs te l lu n ge n im  re ch tswi rk sa m e n  F lä che nn u t zu n gsp la n  
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2. 4 B esc hr e i bung  de r  w ic h t igs ten  Fe s tse t zunge n  d e s  P la ns  

Die verfahrensgegenständl iche Fläche bef inde t s ich südl ich des  Stadtgebietes von 

Bad Wildungen  unweit  der Bundesstraße B253 und ist  südl ich der „Odershäuser 

Straße“ durch die „Brüder-Grimm-Straße“ und die Straße „Am Langen Rod“ bereits 

ersch lossen.  Weiter südl ich sch l ießen s ich die Schu lgebäude der „Ense -Schule“ und 

der „Mathias -Bauer-Schule“ an.  

Im Rahmen der Festsetzungen wird ein  maximaler überbaubarer Flächenantei l  von 60 

Prozent fes tgelegt.  Es  s ind zwei Vo llgeschosse zu läss ig. Die Dachf läche is t als be -

grüntes  Dach anzu legen;  nutzbare Dachf lächen der Hauptgebäude s ind zu mindestens 

50 Prozent mit  Photovo ltaikmodulen zur Nutzung der einfal lenden solaren Strah lungs-

energie auszustat ten.   

Der räumliche Geltungsbereich umfasst eine Fläche von  10.950 Quadratmeter und ist  

aktuel l  als  „ö ffent liche Verkehrs f läche“ mit  der Zweckbest immung  „Pkw-Stellplät ze“ 

sowie als  ö ffent l iche Verkehrsf läche zur verkehrlichen Ersch ließung der Schu le fest-

gesetzt.  

Die Fläche ist  durch durchschn it t l iche Böden geprägt,  die durch den im aktuel len Be -

bauungsplan fes tgesetzten,  recht lich  geltenden Vers iegelungsgrad keine nennenswer-

ten Bodenfunkt ionen erfü l len .  Der hohe Vers iegelungsgrad und die Störfaktoren,  die 

s ich aus einer Nutzung als  PKW -Stell f läche ergeben (Stoffein träge durch  Reifen- und 

Bremsabrieb,  Treibstoffe,  Motorenöl und Streusalz),  bedingen einen Lebensraum, der  

unter ökologischen Ges ichtspunkten  als  weites tgehend unbedeutend bewertet  wird.  In  

einem Abstand von ca. 450 Metern zum Untersuchungsgebiet  bef indet s ich weiterh in  

das FFH-Gebiet „Sonderrain  bei Bad Wildungen“,  das  durch die räumlichen Gegeben-

heiten keine direkten oder indirekten Verbindungs l in ien zum Plangebiet  aufweis t.  

Aus der räumlichen Nähe zu der vorhandenen Schul -In frastruktur der Stadt, der Be -

schaf fenheit  sowie der Verfügbarkeit der Fläche lei tet  s ich die Eignung des Untersu-

chungsgebiet  als  Standor t  für die geplante Förderschule ab ,  wodurch  eine s tädtebau-

l iche Entwicklung  im Sinne des BauGB gewährleis tet  wird.   

3 Beschreibung und Bewer tung der erhebl ichen Umwel t-

auswirkungen auf…  

3. 1 …d i e  Sc hut zgü te r  F l äc he  und  Bode n  

B e s t a n d s a u f n a h m e  

Gemäß § 1 BBodSchG und § 1 HAltBodSchG sind die Funkt ionen des Bodens u.a.  

durch Vermeidung von schädl ichen Beeinträcht igungen nachhalt ig zu  s ichern oder 

wiederherzustel len. Zur dauerhaften Sicherung der Leis tungs - und Funkt ions fäh igkeit 

des  Naturhaushalts  s ind gemäß § 1 Abs.  3 Nr. 1 und 2 BNatSchG seine prägenden 

bio logischen Funkt ionen,  die Stoff -  und Energief lüsse sowie landschaft l ichen Struktu-

ren zu schützen.  Die Böden s ind so zu erhalten,  dass s ie ihre Funktion im Naturhaus-

halt erfü l len  können. 
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Aktuel l  ist  die verfahrensgegenständl iche Fläche als  PKW-Stellplatz fes tgesetzt.  Sie 

wird von bestehenden Verkehrswegen eingefasst,  wobei s ich weiter südl ich das Schul-

gelände der „Ense -Schule“ und der „Math ias -Bauer-Schule“ ansch l ießt.   

Die Böden der Fläche bestehen  vorwiegend aus Lehm, wobei  das Verhältn is  zwischen  

enthaltenen Sand-, Ton- und Sch lu ffanteilen leichten Schwankungen unterworfen is t.  

D iese Lehmböden  sind aus Verlandungsprozessen ents tanden  und werden nach fach-

l icher Beur teilung als  nur schwach durch läss ig bewertet.  

Unter wasserrecht l ichen Ges ichtspunkten wird das Untersuchungsgebiet  vo l lständig 

von der qual itat iven Schutzzone I I I  und der quant i tat iven  Schutzzone C2 des „Hei l-

quellenschutzgebietes  Bad Wildungen“ überdeckt.  D ie Verordnung zur Festsetzung ei -

nes  Heilquel lenschutzgebietes für die s taat lich  anerkannte Hei lquel le des  Hess ischen 

Staatsbades Bad Wildungen, Landkreis Waldeck -Frankenberg, vom 01. August 1977 

(StAnz. 31/1977, S.  1543) ist  dementsprechend zu beachten.  Im Kontext der Bau leit-

planung is t  grundsätzl ich  besonderes  Augenmerk auf  einen vorsorgenden  Schutz des 

Trinkwasserhaushalts  zu  legen.   

Die Entwässerung der Fläche erfolgt in nördl iche R ichtung ent lang der  leicht abschüs-

s igen Topograph ie (5 - 10 Prozent) und fo lgt  der „Odershäuser Straße“. Die natürl iche 

Eros ionsgefahr des Bodens wird für die Fläche als hoch bis  sehr hoch  bewertet,  wes-

halb im Zuge der Bebauung verstärkt auf Schutzmaßnahmen zu achten is t.   

Alt lasten oder archäologische Befunde s ind n icht bekannt. Belastungen durch die fes t-

gesetzte Nutzung bestehen insbesondere  durch Stoffein träge (Reifen - und Bremsab-

rieb, Treibstoffe,  Motorenöle und Streusalz) , Abgasemiss ionen,  sowie Lärmemiss ionen 

durch Motorengeräusche.  

E n t w i c k l u n g  b e i  N u l l v a r i a n t e  

Der recht lich  gü lt ige,  bestehende Bebauungsplan „Ense Stel lplat ze“ set zt einen Ver-

s iegelungsgrad von rund 74% fest.  Flächendeckende Versiegelung bewirkt  den vo l l-

s tändigen Verlust  wichtiger Bodenfunkt ionen wie der Vers ickerungsfäh igkeit;  die be -

lebte Bodensch icht verl ier t  weitgehend ihre Fi lter-,  Puffer- und Speicherfunkt ionen.  

Ohne gezielte Ableitung oder Behandlung des anfal lenden Niedersch lagswassers  wird 

der Oberf lächenabf luss  besch leun igt,  was an ungeschützten Rändern zu Eros ionser-

scheinungen führen kann.  Weiterh in  bedingt eine verkehrl iche Nutzung schädl iche 

Stoffein träge (Reifen-/Bremsabrieb,  Treibstoffe) ,  die Boden und Grundwasser belasten 

können. Erhaltene Gehölze bzw. Bepf lanzungen im Rahmen der fes tgesetzten Grünf lä-

chen bieten begrenzte Lebensräume für Vögel.  Insgesamt is t  der öko logische Wer t des  

Gebiets  als  Parkf läche jedoch  sehr gering.  

P r o g n o s e  u n d  A u s w i r k u n g e n  b e i  B e b a u u n g  

Durch den Vol lzug des verfahrensgegenständlichen Bebauungsplanes entstehen bau-

l iche Eingri ffe, die das Schutzgut Boden und Fläche beeinträcht igen.  

Baubedingte Auswirkungen  

Abgrabungen,  Aufschüt tungen und Bodenstabi l isierungsmaßnahmen bedingen den 

temporären ,  for tgeschrit tenen  Verlus t  von Bodenfunktionen.  Der Bau führ t  zu  einer 

Abtragung von Bodensch ichten,  was die natürl iche Funkt ionserfü llung des Bodens 
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weiter herabsetzt. Es kommt zur Aufwirbelung von Staub und zur Emiss ion lu f tgetra-

gener Schadstoffe (NOₓ ,  SO₂,  Feinstaub).  Bodenfrei legungen erhöhen das Eros ionsri-

s iko,  insbesondere an den Übergangsbereichen.   

Anlagen- und betriebsbedingte Auswirkungen  

Im laufenden Betrieb is t  mit  einer gleichbleibenden  Einschränkung der Vers ickerungs-

fäh igkeit  und Grundwasserneubi ldung durch die Vers iegelungen zu rechnen .  Schad-

stof feinträge durch den betriebl ichen Verkehr (Reifen -/Bremsabrieb,  Treibstof fe)  sind 

im Vergleich zu einer exklus iven Nutzung als  Stel l f läche reduziert .  Durch die bewusste 

Ausgestaltung begrünter Freian lagen können die Funktionen des Bodens als  Lebens-

raum und Puf fer gezielt  geförder t  werden.  Die Erosionsgefahr wird gesenkt. Bepf lan-

zungen und die An lage von begrünten Dachf lächen bedingen die zeit verzögerte Ab-

gabe von Niedersch lag,  was wiederum eine or tsnahe Vers ickerung begünst igt  und die 

Regeneration des Bodenwasserhaushalts unters tüt zt .  

M a ß n a h m e n  z u r  Ve r m e i d u n g  u n d  M i n i m i e r u n g  

Die Stadt set zt  auf  gezielte Steuerung und techn ische Vorkehrungen,  um Beeinträch-

t igungen zu reduzieren:  

•  Inanspruchnahme vorbelasteter Flächen.  

•  Inanspruchnahme bereits  erschlossene r Flächen zur Min imierung von Versiege -

lung.  

•  Begrenzung des überbaubaren Flächenantei ls  und An lage von Grünf lächen im Be -

reich der Freian lagen.  

•  Antei l ige Erhaltung der vorhandenen Gehölzstrukturen  zur Reduktion der Eros ions-

gefahr.  

•  Wasserdurch läss ige Flächenbefest igung im Rahmen der Freif lächengestaltung und 

Fußwegführung zur Min imierung von Vers iegelung.  

•  Naturnahe Einarbeitung des unbelasteten Erdaushubs innerhalb der Freian lagen-

gestaltung.  

•  Anlage von begrünten Dachf lächen zur Rückhaltung und zeit verzöger ten Abgabe 

des anfal lenden unbelasteten Niedersch lagswassers .  

•  Ortsnahe Vers ickerung des anfal lenden unbelasteten Niedersch lagswassers  der 

Dachf lächen. 

•  Ableitung von überschüss igem Niedersch lagswasser über das System der Stadt.  

 

B e w e r t u n g   

Die Fläche is t unter geltendem Planungsrecht als  PKW -Stel lpatz anzusehen.  Dies  geht 

einher mit  weit f läch iger Vers iegelung und dem Verlus t  naturnaher Bodenfunkt ionen 

sowie einer Einschränkung der natürl ichen Vers ickerungsfäh igkeit .  Der Vo llzug des 

verfahrensgegenständl ichen Bebauungsplanes s ieht eine Grundf lächenzah l von 0,6 

vor,  was einer mit  einem PKW -Stel lplatz vergleichbaren Versiegelung entspricht.  
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Maßnahmen zur öko logischen Aufwer tung  adress ieren insbesondere  die Verwendung 

wasserdurchläss iger Bodenbeläge für Fußwege, Nebenwege und Spiel - sowie Aufent-

haltsf lächen sowie die Begrünung von Dachf lächen und n icht überbaubaren Flächen. 

Dies  begünstigt  die or tsnahe Versickerung von anfal lendem Niedersch lagswasser,  so-

dass  eine Ableitung über das System der Stadt nur antei l ig notwendig is t.  Weiterh in  

kann das R is iko von Bodeneros ion durch das Pf legen einer durchgängigen Vegetati -

onsdecke im Rahmen der Freian lagengestaltung mit  h inreichender Sicherheit  ausge -

sch lossen werden.  Die Inanspruchnahme vorbelasteter Flächen  sowie die antei l ige Er-

haltung vorhandener Gehölzstrukturen  runden das Maßnahmenpaket ab,  sodass  die 

öko logische Entwicklung der Fläche  unter Beachtung al ler Festset zungen pos it iv  be -

einf lusst werden kann.   

Im Zuge der gesetzl ich  vorgeschriebenen Umweltprüfungen sowie im Rahmen der na-

turschutzrecht l ichen Eingri ffs regelung is t das Schutzgut Boden h ins icht l ich seiner 

Funkt ion und Leistungsfähigkeit  gemäß §  2 BBodSchG systematisch zu bewer ten,  Ein-

gri ffsverlus te zu bi lanzieren und ein Kompensationsbedarf abzu leiten. Da für die Fest-

set zung des derzeit geltenden Bebauungsplans bereits eine di fferenzier te Bodenbi lanz 

ers tel l t  wurde,  wird von der Neuerstellung ebendieser abgesehen.  

Für das Schutzgut Fläche is t  aufgrund der bereits fes tgesetzten  Inanspruchnahme kein 

erhebl icher Eingrif f  fest zustel len .  

Unter Einhaltung al ler fes tgesetzten Maßnahmen und der allgemeinen Sorgfaltspf lich-

ten gemäß § 1 BBodSchG nach ergeben s ich keine erhebl ichen nachtei l igen Auswir-

kungen auf das  Schutzgut Fläche und Boden im Sinne des § 1 Abs.  6 Nr.  7 BauGB 

bzw.  § 13 BNatSchG.  

3. 2 …d i e  Sc hut zgü te r  P f la nze n ,  T ier e  und  b io l og isc he  Vi e l f a l t  

B e s t a n d s a u f n a h m e  

Die Erfassung des Schutzguts  Pf lanzen,  Tiere und bio logische Viel falt  erfo lgt  unter 

Beachtung der Vorgaben des § 44 BNatSchG,  der BArtSchV sowie der europäischen 

FFH-Richt l in ie und Vogelschutzricht l in ie.  

Aus planungsrecht l icher Sicht is t das Untersuchungsgebiet laut dem Flächennut-

zungsplan der Stadt mit  einer Nutzung als  „Verkehrsf läche - ruhender Verkehr“ belegt.  

Der aktuel le Bebauungsplan Nr. 20.1 „Ense Stel lplätze“ s tel lt hierbei 6.269 m 2  des 

Pkw-Stel lplat zes  als vers iegelte Fläche dar,  was einem Antei l  von rund 74 Prozent 

entspricht.   

Diese fes tgesetzte Nutzung  bedingt eine artenarme Vegetat ionsausstattung ,  die auf  

die Grünf lächen begrenzt bleibt.  Erhaltene oder gepf lanzte Gehölzstrukturen bilden  

eingeschränkte Lebensräume für gebüschbrütende und ubiquitäre Arten, wobei d urch 

die angrenzenden Verkehrswege „Odershäuser Straße“ und ferner die in öst l icher 

R ichtung bef indl iche Bundesstraße (B253) eine akust ische Vorbelastung besteht , die 

s ich in  einem Umgebungs lärmindex  von Werten zwischen 55 und 69 [dB(A)] wider-

spiegelt (LärmViewer Hessen). 

Die Baumreihe entlang der Brüder-Grimm-Straße ist  als  Tei l  einer geschützten Al lee 

nach § 30 Abs .  2 Satz 2 BNatSchG ges icher t.  Weitere schutzwürdige  Biotoptypen 
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nach § 30 BNatSchG sowie nach FFH-Richt l in ie s ind n icht vorhanden,  wobei s ich in 

ca.  450 Metern Entfernung das FFH-Gebiet „Sonderrain  bei Bad Wildungen“ bef indet.   

Tiere 

•  Amphibienfauna:  Kein  geeigneter Lebensraum, da Laichgewässer feh len und keine 

herausragenden terrestrischen Habitate vorl iegen.  

•  Rept il ien fauna:  Keine s trukturreichen oder geeigneten Bereiche, daher keine Be -

deutung als  Rept il ienhabitat.  

•  Wirbel losenfauna:  Das Gebiet bietet aufgrund hoher Versiegelung kaum Potenzial , 

insbesondere für Tagfalter und Wildbienen,  da Futter - und Nektarpf lanzen feh len.  

•  Säuget iere:  Das Potenzial  ist  gering.  Feldhamster,  Wi ldkatze und Haselmaus s ind  

aufgrund unzureichender Habitatbedingungen (hohe Vers iegelung,  Störfaktoren,  

feh lende Strukturen)  n icht zu erwar ten.  

•  Fledermäuse:  Die Fläche dient höchstens als  Nahrungshabitat.  Strukturen wie die 

Baumal lee erfü l len  Funkt ionen als  Leit l in ie. Insgesamt wenig wer t vo l l  für Fleder-

mäuse.  

•  Avifauna:  Einrahmende Gehölzs trukturen bieten begrenzten Lebensraum für ubiqu i -

täre Ar ten.  Bodenbrüter wie Feldlerche oder Kiebit z s ind aufgrund angrenzender 

Störungen  n icht zu  erwar ten.  Im Rahmen einer Lebensraumpotenzialanalyse wird 

das Vorkommen seltener Ar ten näher geprüft .  

E n t w i c k l u n g  b e i  N u l l v a r i a n t e  

Der recht lich  gü lt ige,  bestehende Bebauungsplan „Ense Stel lplat ze“ set zt einen Ver-

s iegelungsgrad von rund 74% fest.  Flächendeckende Vers iegelung setzt  die Attrakti -

v i tät  einer Fläche als  Lebensraum und Nahrungshabitat  deut l ich  herab.  Weiterh in  be -

dingt eine verkehrl iche Nutzung schädl iche Stoffein träge (Reifen -/Bremsabrieb,  Treib-

s tof fe),  die Flora und Fauna nachhalt ig  belasten können. Erhaltene Gehölze bzw.  Be -

pf lanzungen im Rahmen der fes tgesetzten Grünf lächen bieten begrenzte Lebensräume 

für Vögel ; Störfakto ren wie Lärm und Abgase durch die angrenzende Straße bestehen 

fort . Maßnahmen zur Aufwer tung von Habitaten und Lebensräumen bleiben aus . Ins-

gesamt is t  der öko logische Wer t des Gebiets  als  Park f läche sehr gering.  

P r o g n o s e  u n d  A u s w i r k u n g e n  b e i  B e b a u u n g  

Durch den Vol lzug des Bebauungsplanes ents tehen Eingri ffe,  die die Schutzgüter 

Pf lanzen,  Tiere und bio logische Vielfal t beeinträcht igen.  

Baubedingte Auswirkungen  

Im Zuge der Bauaktiv itäten können  Lebensräume beeinträcht igt  werden.  Gehölzs truk-

turen  werden in Tei len entfernt ; temporär entstehen Störungen durch Staub,  Lärm, 

Licht und Erschüt terungen . Schadstof feinträge aus Baumaschinen und Baustellenver-

kehr können bestehende Belastungen punktuell  for tschreiben,  was wiederum Tier - und 

Pf lanzengesel lschaften negativ  beein f lussen kann.  
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Anlagen- und betriebsbedingte Auswirkungen  

Nach Absch luss  der Baumaßnahmen is t  mit  einem Vers iegelungsgrad zu rechnen , der 

dem eines  PKW-Stel lplatzes  vergleichbar is t .  Grundsätzl ich  können versch iedene Ar-

ten, insbesondere jedoch Insekten,  durch anhaltende Lichtquellen gestör t  werden.  

Während durch die Anlage von Kel lergeschossen weitere Lebensräume im Erdreich 

dauerhaft  verloren gehen,  kann s ich die bewusste Ausgestaltung begrünter Freian la -

gen mitsamt wasserdurch läss iger Flächenbefestigung der Wege  pos it iv  auf  die Bio-

divers ität  auswirken und die Bodenqual i tät  für Bodenorgan ismen verbessern.  Die An-

lage von begrünten Dachf lächen fördert  Insekten und wirkt der f lächenhaften Vers ie -

gelung entgegen.  Der vo lls tändige Schutz der Al lee,  Auf lagen zur Bepf lanzung mit 

heimischen Bäumen und die antei l ige Erhaltung vorhandener Gehölzstrukturen  erhöht 

die Habitatqual ität  und trägt so gezielt  zur Förderung der Artenv iel fal t  bei.   

M a ß n a h m e n  z u r  Ve r m e i d u n g  u n d  M i n i m i e r u n g  

Zur Begrenzung nachtei liger Auswirkungen werden fo lgende verbindl iche Maßnahmen 

umgesetzt  bzw. fes tgelegt:  

•  Flächen inanspruchnahme:  Der Eingri f f  wird  vorrangig auf  vorbelastete Flächen 

gelenkt.  

•  Erhalt  und Pf lege des gesetzl ich  geschützten Biotops „Al lee“ am öst l ichen Rand 

des Geltungsbereichs.  

•  Begrenzung der überbaubaren Grundf läche  auf  60 Prozent. 

•  Antei l iger Erhalt  und Pf lege der bestehenden Gehölzstrukturen. 

•  Pf lanzgebote für heimische,  standor tgerechte Gehölze ,  um die Biodivers ität und 

Habitat funkt ion zu fördern. 

•  Wasserdurch läss ige Flächenbefest igung zur Förderung von Bodenfunkt ionen für 

bodenlebende Organ ismen.  

•  Dachbegrünung zur Förderung von Insekten und der zeit versetzten Abgabe von 

Niedersch lag.  

•  Verwendung insektenschonender Beleuchtung.  

 

B e w e r t u n g  

Das Plangebiet  weis t  nur eine geringe Bedeutung für die bio logische Viel falt  au f.  Mit 

der planungsrecht l ich fes tgesetzten Nutzung als PKW -Stel lplat z geht eine f lächende -

ckende Vers iegelung einher,  die Bodenfunktionen deutl ich  herabsetzt  und weitrei -

chende Auswirkungen  auf  die Schutzgüter Pf lanzen,  Tiere und bio logische Viel falt  

nach sich zieht.  Bestehende Gehölzs trukturen  bieten gebüschbrütenden Ar ten be -

grenzten Schutz,  während akust ische Vorbelastungen durch die angrenzenden Ver-

kehrswege for tbestehen.  Durch die geplante Bebauung kommt es  zwar zu weiteren 

Beeinträcht igungen (temporäre Störungen,  Bodenarbeiten ),  diese lassen s ich jedoch 

durch gezielte Vermeidungs - und Min imierungsmaßnahmen fach- und rechtskonform 

bewält igen .  
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Der vo l lständige Schutz und die anhaltende Pf lege des gesetzl ich  geschützten Biotops 

„Al lee“ sowie der antei l ige Erhalt von s trukturgebenden Gehölzstrukturen  s icher t  wer t-

vo l le Habitate für Vögel und Kleinsäuger und puf fert  die Fläche gegenüber Fremdein-

wirkungen durch Verkehrs lärm ab.  Die An lage von Grünf lächen auf  n icht überbaubarer 

Grundstücks f läche und die Bepf lanzung mit  s tandor tgerechten Bäumen ergänzen die 

bestehenden Strukturen um weitere Lebensräume und Nahrungsquel len für Vögel,  

K leinsäuger und Insekten,  während die Pf lege einer durchgängigen Vegetat ionsdecke 

im Bereich der Freian lagen sowie die Dachbegrünung den Auswirkungen der Boden-

vers iegelung entgegenwirken.   

Unter str ikter Einhaltung der fes tgesetzten Vermeidungs - und Min imierungsmaßnah-

men kann ein  nachhalt iger,  pos it iver Ef fekt auf  die Schutzgüter erz iel t  werden,  sodass 

die Umnutzung der Fläche für schu l ische Zwecke als neutrale bis aufwer tende Ent-

wicklung gegenüber dem bestehenden Planungsrecht  zu  bewerten is t.  Es  l iegen keine 

erhebl ichen Beeinträcht igungen vor.  

3. 3 …d as  S chu t zgu t  Wass er  

B e s t a n d s a u f n a h m e  

Die Erfassung des Schutzguts  Wasser und Wasserhaushalt  erfolgt  unter Beachtung 

der Vorgaben des § 5 WHG, § 2 UVPG sowie der länderspezif ischen wasserrecht lichen 

Best immungen des Hess ischen Wassergesetzes  (HWG) und der einsch lägigen Schutz-

gebietsverordnungen. 

Das Untersuchungsgebiet  bef indet s ich im Hei lquel lenschutzgebiet  „Bad Wildungen“ 

und wird vo l ls tändig von der qual i tat iven Schutzzone I I I  und der quant i tat iven Schutz-

zone C2 überdeckt.  Die Verordnung zur Festsetzung eines  Hei lquel lenschutzgebietes 

für die staat l ich  anerkannte Hei lquelle des Hess ischen Staatsbades Bad Wildungen, 

Landkreis  Waldeck-Frankenberg, vom 01.  August 1977 (StAnz. 31/1977,  S. 1543)  ist  

dementsprechend zu beachten.   

Gemäß § 53 bzw.  § 51 WHG im Zusammenhang mit  der Verordnung zum Schutze der 

s taat l ich  anerkannten Hei lquellen des Hess ischen Staatsbades Bad Wildungen  s ind in  

Hei lquel lenschutzgebieten der Schutzzone I I I  grundsätzl ich  Nutzungen zuläss ig,  die 

mit  dem Schutz der Hei lquel le und dem ihr entspringenden Trinkwasser  vereinbar s ind.  

Schu len  in der weiteren Schutzzone (Zone I I I)  widersprechen diesem Grundsatz in  der 

Regel nicht,  so lange die Anforderungen der Schutzgebietsverordnung eingehalten 

werden und keine wassergefährdenden Stoffe verwendet werden. In  der quant i tat iven 

Schutzzone C2 des Hei lquel lenschutzgebietes  bestehen für das  Vorhaben keine 

grundsätzl ichen Verbots tatbestände,  sofern die Anforderungen an den Gewässer-

schutz eingehalten werden.   
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Die Vers ickerungsfäh igkeit des Bodens wurde fachl ich geprüft  und mit  „durchläss ig 

bis  sehr schwach durch läss ig“ bewertet .  Die Ent-

wässerung der Fläche erfo lgt  in  nördl iche R ichtung 

ent lang der leicht  abschüss igen Topograf ie (5-10 

Prozent),  wobei auf  der Fläche ein  Fl ießpfad entsteht 

(s iehe Abbi ldung 4).  Weiterh in  wird die natürl iche 

Eros ionsgefahr des Bodens als hoch bis sehr hoch 

bewertet.  Um diesen Faktoren Rechnung zu tragen 

und die Einhaltung der einsch lägigen Richt l in ien zu 

gewährleis ten, verlangt die fachgerechte Handha-

bung des anfal lenden Niedersch lags besonderes 

Augenmerk:  

Da in  bindigen Böden die  or tsnahe Vers ickerung von 

unbelastetem Niedersch lagswasser  nur bedingt 

mögl ich ist , is t eine (Tei l -)Ein leitung in  die Systeme 

der Stadt vorzunehmen.  Dies  s icher t  sowohl die 

fachgerechte Abführung von überschüss igem Nie -

dersch lag als  auch von belastetem Oberf lächen-

wasser, das im Kontext der vers iegelten Park- und Verkehrsf lächen durch den Eintrag 

von Schadstof fen ents teht.  Eine Belastung durch Überschwemmungen oder Hochwas-

ser is t n icht gegeben; die Starkregengefahr wird jedoch mit  „erhöht“ bewer tet 

(Starkregenviewer Hessen).  

Aus planungsrecht l icher Sicht is t das Untersuchungsgebiet laut dem Flächennut-

zungsplan der Stadt mit  einer Nutzung als  „Verkehrsf läche - ruhender Verkehr“ belegt.  

Der aktuel le Bebauungsplan Nr. 20.1 „Ense Stel lplätze“ s tel lt hierbei 6.269 m 2  des 

Pkw-Stel lplat zes  als  vers iegelte Fläche dar, was einem Antei l  von 74 Prozent ent-

spricht.   

E n t w i c k l u n g  b e i  N u l l v a r i a n t e  

Der recht lich  gü lt ige,  bestehende Bebauungsplan „Ense Stel lplat ze“ set zt einen Ver-

s iegelungsgrad von rund 74% fest.  Flächendeckende Versiegelung bewirkt  den vo l l-

s tändigen Verlust  wichtiger Bodenfunkt ionen wie der Vers ickerungsfäh igkeit;  die be -

lebte Bodensch icht verl ier t  weitgehend ihre Fi lter-,  Puffer- und Speicherfunkt ionen.  

Ohne gezielte Ableitung oder Behandlung des anfal lenden Niedersch lagswassers  wird 

der Oberf lächenabf luss  besch leun igt,  was an ungeschützten Rändern zu Eros ionser-

scheinungen führen kann.  Weiterh in  bedingt eine verkehrl iche Nutzung schädl iche 

Stoffein träge (Reifen-/Bremsabrieb,  Treibstof fe), die sich  wiederum negat iv auf die 

Neubi ldung von Grundwasser und den Wasserhaushalt  im Al lgemeinen auswirken kön-

nen.  In  recht licher H ins icht ist  die Nu l lvariante mit  der geltenden Wasserschutzge -

bietsverordnung vereinbar,  s ie vermag jedoch keine Verbesserung der bestehenden 

Belastungss ituat ion herbeizu führen.  

P r o g n o s e  u n d  A u s w i r k u n g e n  b e i  B e b a u u n g  

Durch den Vollzug des Bebauungsplanes ents tehen Eingrif fe,  die das Schutzgut Was-

ser beeinträcht igen.  

 

Abb i ldu n g  4 :  F l i e ß pf a d  du rch  das  Un te r-

su ch u n gsge b iet ;  S ta rk re gen v iewe r  He s -

se n . 
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Baubedingte Auswirkungen  

Während der Bauphase treten temporäre Beeinträcht igungen des Wasserhaushalts 

auf. Dazu zäh len:  Punktuel le Bodenverdichtungen und Eros ion durch Baustel lenfahr-

zeuge und Erdbewegungen sowie eine for tgesetzte Reduzierung der Vers ickerungs-

leistung.  Zudem besteht ein  potenziel les  R is iko punktuel ler Schadstoffein träge durch 

den Einsat z von Bauchemikal ien,  Treib - und Schmierstoffen.  Diese R is iken gelten bei 

ordnungsgemäßem Umgang als  beherrschbar,  führen jedoch in  Einzelereign issen zu 

vorübergehenden Belastungen des Wasserhaushalts .  

Anlagen- und betriebsbedingte  Auswirkungen  

Im Zuge der dauerhaften Nutzung ents tehen durch die geplante Bebauung  Verände -

rungen im lokalen Wasserhaushalt .  Während für Tiefbauarbeiten die Inanspruchnahme 

weiterer Bodensch ichten notwendig ist ,  wird der Vers iegelungsgrad an s ich n icht er-

höht.  D ies  bedingt eine geringfügige Einschränkung von Vers ickerungs leistung, die 

durch Maßnahmen wie die Begrünung von Dachf l ächen sowie der Verwendung was-

serdurch lässiger Beläge für Fußwege aufgewogen wird.  

Der Wasserbedarf und das Abwasservo lumen erhöhen s ich mit  d er Inbetriebnahme der 

Schu lgebäude.  Die dadurch entstehende Belastung stel l t höhere Anforderungen an die 

Leis tungsfäh igkeit der Entwässerungs in frastruktur und birgt das  R is iko von Leckagen 

in  Abwasserleitungen,  die im Schadensfal l  zu  einer Gefährdung des Grundwassers  

führen können.  Bei ordnungsgemäßem Betrieb s ind keine Beeinträcht igungen zu er-

war ten; die Kläranlage is t  h ins icht l ich ihrer Leistungsfäh igkeit  ausreichend dimens io-

n ier t. 

Weitere betriebsbedingte Belastungen ergeben s ich durch mögl iche sto ff l iche Einträge 

in  den Wasserkreis lauf,  zum Beispiel  durch den Einsat z von Streusalzen oder den un-

sachgemäßen Einsat z von chemischen Rein igungsmit teln .  Diese können typischer-

weise über das N iedersch lagswasser sowie Oberf lächenabf luss  in  das  Grundwasser 

gelangen und führen zu einer potenziel len  Beeinträcht igung der Wasserqual ität.  

Kumulat ive betriebsbedingte Auswirkungen unter Berücks icht igung benachbar ter Vor-

haben s ind gegenwär t ig nicht bekannt.  Dennoch erforder t  die dauerhafte Umgestal-

tung des Gebiets  eine kontinuierl iche Überwachung und Einhaltung der wasserrecht-

l ichen Vorgaben, um eine nachhaltige Beeinträcht igung des Wasserhaushalts auszu-

sch l ießen.  

M a ß n a h m e n  z u r  Ve r m e i d u n g  u n d  M i n i m i e r u n g  

Der sorgfält ige Umgang mit  Bau - und Betriebsstof fen im Sinne der al lgemeinen Sorg -

faltspf l icht nach § 5 WHG reduzier t  das  R is iko einer Beeinträcht igung des Wasser-

haushalts effekt iv.  Weitere Min imierungsmaßnahmen beinhalten:  

•  Inanspruchnahme von vorbelasteten Flächen.  

•  Vermeidung von Eingri ffen in schutzwürdige Böden . 

•  Beanspruchung von bereits ersch lossenen Flächen,  um Vers iegelung zu min i -

mieren.   

•  Begrenzung des überbaubaren Flächenantei ls. 
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•  Anlage von begrünten Dachf lächen  zur Entsch leun igung des Wasserabf lusses.  

•  Ortsnahe Vers ickerung des anfal lenden unbelasteten Niedersch lagswassers der 

Dachf lächen.  

•  Ableitung von überschüss igem Niederschlagswasser über das System der 

Stadt.  

•  Wasserdurch läss ige Flächenbefest igung im Rahmen der Frei f lächengestaltung 

und Fußwegführung zur Min imierung von Vers iegelung.  

•  Pf lanzgebote für heimische Bäume in  Abhängigkeit  von der Grundstücksgröße . 

Durch diese Regelungen wird das Risiko einer erhebl ichen Grundwasser - oder Ober-

f lächengewässerbelastung fachl ich korrekt und rechtskonform reduziert .  

B e w e r t u n g  

Unter geltendem Planungsrecht is t die Fläche als  PKW -Stel lpatz anzusehen.  Dies  geht 

einher mit großf lächiger Vers iegelung und dem Verlus t naturnaher Bodenfunkt ionen 

sowie einer Herabsetzung der natürl ichen Vers ickerungsfäh igkeit.   Durch den Vol lzug 

des verfahrensgegenständl ichen Bebauungsplans erfähr t die Fläche eine f lächende -

ckende Vers iegelung, die das Schutzgu t Wasser in  einem vergleichbaren Maß beein-

trächt igt.  Insgesamt verbleibt  der Grad der Beeinträcht igungen im Vergleich zum ak-

tuel l  geltenden Bebauungsplan auf  einem ähn l ichen Niveau.  

Maßnahmen zur Vermeidung und Min imierung adress ieren insbesondere die Begrü-

nung von Dachf lächen,  um eine zeit versetzte und entsch leun igte Abgabe unbelasteten 

Niedersch lagswassers  zu gewährleisten.  Dies  wiederum ermögl icht zumindest in  Tei -

len eine ortsnahe Vers ickerung,  die im Zusammenspiel  mit einer Ableitung von Über-

schuss und belastetem Oberf lächenwasser den fachgerechten Schutz des Wasser-

haushalts s ichers tel l t.  

Durch die Inanspruchnahme von Flächen, die an bestehende Verkehrswege  angren-

zen,  werden weitere Vers iegelungen in  Form von Asphalt ierungsarbeiten vermieden. 

Unter Berücks icht igung der vorgesehenen Vermeidungsmaßnahmen  verbleiben keine 

erhebl ichen Beeinträcht igungen im Sinne des § 1a BauGB i.  V. m. § 13 WHG. Die 

Funkt ions - und Leis tungsfäh igkeit des Naturhaushalts sowie der Schutz des Grund-

wassers  im Plangebiet  werden damit  gewahr t.  

 3 .4  …d ie  Sc hut zgüte r  L u f t  und  K l i ma  

B e s t a n d s a u f n a h m e  

Die Erfassung der Schutzgüter Luft und Kl ima erfo lgt  unter Beachtung der Vorgaben 

des § 1 Abs.  6 Nr.  7a BauGB sowie des § 1 Abs.  3 Nr.  4 BNatSchG und berücks icht igt  

die Funkt ionen der Flächen für die Luftreinhaltung,  die Kaltlu ftents tehung und den Kli -

maschutz.  

Das Plangebiet bef indet s ich im nordhess ischen Raum innerhalb der Gemarkung d er 

Stadt Bad Wildungen.  Die kl imat ischen Bedingungen s ind durch die Lage in  der gemä-

ßigten Kl imazone mit  überwiegenden Westwinden  einem gedämpften Temperaturjah-

resgang sowie Schwankungen zwischen at lant isch -marit imen und kont inentalen 
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Klimaein f lüssen charakteris iert .  Durchschn it t l iche Temperaturen bewegen s ich im Jah-

resverlauf zwischen -1°C und 19°C. 

Der H it zebelastungs index der Fläche wird mit  „schwach“ bis  „mit tel“  bewertet  (H it ze -

Viewer Hessen).  N iedersch lagsmengen schwanken monat l ich  zwischen 49 mm und 71 

mm. Zu letzt  bestehen Vorbelastungen durch die angrenzende „Odershäuser Straße“ 

und öst lich  gelegene Bundesstraße 253.  

E n t w i c k l u n g  b e i  N u l l v a r i a n t e  

Der recht lich  gü lt ige,  bestehende Bebauungsplan „Ense Stel lplat ze“ set zt einen Ver-

s iegelungsgrad von rund 74% fest.  Flächendeckende Versiegelung bewirkt  den lang-

fr ist igen Verlus t  kl imaregu l ierender Funkt ionen, insbesondere durch die Reduzierung 

der Vegetat ion und Verdunstungsküh lung.  Dadurch wird das lokale Mikrokl ima nach-

weis lich  beeinträcht igt.  Vers iegelte Flächen heizen s ich stärker auf,  die Luft temperatur 

kann lokal ansteigen und die Luftz irku lat ion n immt ab.  Die Fähigkeit  der Fläche zur 

natürl ichen CO 2-Bindung und Luftreinigung durch Pf lanzen wird verminder t.  Dif fuse 

Vorbelastungen durch die umgebenden Verkehrswege bl eiben weiterh in  bestehen.   

P r o g n o s e  u n d  A u s w i r k u n g e n  b e i  B e b a u u n g  

 

Durch den Vol lzug des Bebauungsplanes ents tehen Eingrif fe, die die Schutzgüter Luft 

und Kl ima beeinträcht igen.  

 

Baubedingte Auswirkungen  

Während der Bauphase kommt es  temporär zu Emiss ionen von Luftschadstoffen durch 

den Einsat z von Baustel len fahrzeugen und -masch inen. H ierzu zäh len insbesondere 

St ickox ide (NOx), Feinstaub (PM10/PM2,5),  Koh lenstof fdiox id (CO 2) sowie temporäre 

Erhöhungen der lokalen Staubbelastung info lge von Erdarbeiten  und Aufschüttungen. 

Zusätzl ich  kann es  bei trockener Witterung zu weiteren Staubemiss ionen kommen, 

welche die Luftqual i tät  im Baufeld und dessen direktem Umfeld beeinträchtigen.  We -

sent l iche baubedingte R isiken für die Gesundheit der Bevölkerung oder das Kl ima s ind 

aufgrund des begrenzten zeit l ichen Umfangs und durch Anwendung recht l icher Staub - 

und Emissionsschutzvorgaben jedoch n icht zu  erwar ten.  

Anlagen- und betriebsbedingte Auswirkungen  

Die geplante Neuvers iegelung des Bodens im Zuge der des verfahrensgegenständl i -

chen Bebauungsplans is t  vergleichbar mit  dem aktuel l  fes tgesetzten Vers iegelungs-

grad der Fläche. Gebäudetechn ische An lagen (Heizungen, Kl imaanlagen) führen dau-

erhaft  zu einer Erhöhung der lokalen Emiss ionen (NO x , Feinstaub,  CO 2), was die Luft-

quali tät  versch lechter t  und die Häuf igkeit  von H it zebelastungen potenziell  erhöht.  So-

lange die angrenzenden Flurs tücke ihre Funkt ion als Kaltlu ftents tehungsf lächen bei -

behalten,  is t dieses  R is iko jedoch beherrschbar.  Begrünte Dachf lächen und die damit 

verbundene Rückhaltung des N iederschlags wirken zusätzl ich küh lend und fördern ein  

angenehmes Kleinkl ima.  Im Rahmen der gesetzl ichen Regelungen s ind die nutzbaren 

Dachf lächen der Hauptgebäude zu mindestens 50 Prozent mit  Photovo ltaikmodulen 

auszustat ten (Solarmindestf läche),  was d ie einfal lende Strahlung ef fekt iv nut zt  und 

das Kl ima durch die Ersparn is von CO 2  Emiss ionen  auf  größerer Skala schont.   



Um w e l tbe r ich t  

z u m  Be ba uu n gsp la n Nr .  20 .1 . 1  „ Sch u le “  

 

 

- 21 - 

M a ß n a h m e n  z u r  Ve r m e i d u n g  u n d  M i n i m i e r u n g  

 Zur Begrenzung nachtei l iger Auswirkungen werden fo lgende verbindl iche Maßnahmen 

umgesetzt  bzw. fes tgelegt:  

•  Lenkung der bau l ichen Inanspruchnahme auf Flächen mit bestehender Verkehrsan-

bindungen  zur Min imierung zusätzl icher Vers iegelungen.  

•  Strikte Begrenzung der überbaubaren Grundstücks f läche . 

•  Verpf l ichtende Nutzung von geeigneten Dachf lächen zur Ins tal lat ion von An lagen 

zur Nutzung solarer Strahlungsenergien . 

•  Anlage von begrünten Dachf lächen zur Förderung von Verdunstung zwischenge -

speicher ten Wassers  (Küh lungseffekt).  

•  Vorgaben zur Eingrünung n icht überbaubarer Grundstückstei le.  

•  Pf lanzgebote für Bäume und Fest legung von Pf lanzgrößen für Jungbäume in  Ab-

hängigkeit  von der Grundstücksgröße.  

Durch diese Maßnahmen werden die negat iven Ef fekte auf  Luftqual i tät  und Mikrokl ima 

maßgebl ich reduzier t und die Belastung des Kl imas auf  ein  ver tretbares  Maß reduzier t.  

B e w e r t u n g  

Unter geltendem Planungsrecht is t  die Fläche als  PKW -Stel lf läche fes tgesetzt,  was mit  

einem hohen Vers iegelungsgrad und dem Verlus t  kl imaregu l ierender  Funkt ionen ein-

hergeht.  Der verfahrensgegenständl iche Bebauungsplan s ieht eine Versiegelung vor, 

die mit  dem planungsrecht l ich  geltenden Zustand vergleichbar ist .  Info lge der Umset-

zung des Bebauungsplanes ergeben sich — insbesondere durch den f lächenbezogen 

begrenzten Eingri ff  und die str ikte Festsetzung von Min imierungsmaßnahmen  — keine 

erhebl ichen nachtei l igen Auswirkungen auf das Schutzgut Luft und Kl ima im Sinne des 

§ 1 Abs.  6 Nr.  7 BauGB bzw.  § 13 Abs.  1 bis  3 BNatSchG.  Die langfris t ige Ersparn is  

von CO 2 durch den Einsat z von Solarmodulen wiegt die potenziel len  Emissionen durch 

foss il  betriebene Gebäudeanlagen auf.  Die Leistungs - und Funkt ions fäh igkeit des  Na-

turhaushalts  sowie die klimat ischen Ausgleichsprozesse werden durch die ver-

pf l ichtende Begrünung der Freian lagen  und die küh lende Dachbegrünung langfris t ig 

gewahr t.   

3. 5 …d as  Wi rk ungs ge füge  zw.  d en  Sc hut zgü te rn  na ch  3 .1  b i s  3 .4  

B e s t a n d s a u f n a h m e  

Das Wirkungsgefüge zwischen den Schutzgütern umfasst sämtl iche relevanten s truk-

turel len und funkt ionalen Beziehungen,  die zwischen Mensch,  Tier - und Pf lanzenwelt , 

Boden, Wasser,  K l ima/Luft,  Landschaft sowie Ku ltur - und Sachgütern bestehen und in 

ihrer Gesamtheit  das  öko logische Gleichgewicht beeinf lussen.  Das Plangebiet  ist  vor-

rangig landwir tschaft l ich genutzt  und durch seine Lage und Ausprägung durch ver-

gleichsweise artenarme Vegetat ionsstrukturen  und mäßig intens iv  genutzte Böden  

charakteris iert . D ie Wechselwirkungen zeigen s ich u.  a.  in  den gegenseit igen Auswir-

kungen der Schutzgüter auf die Nutzungsmögl ichkeiten,  die Lebensraumqual ität und 

die Erho lungsfunkt ion für den Menschen sowie in  der Vernetzung von Lebensräumen 
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und den dor t  vorherrschenden Standor tfaktoren für Flora und Fauna .  Aus planungs-

recht l icher Sicht ist  das  Untersuchungsgebiet  laut dem Flächennutzungsplan der Stadt 

mit  einer Nutzung als  „Verkehrs f läche - ruhender Verkehr“ belegt. Der aktuel le Bebau-

ungsplan Nr.  20.1 „Ense Stellplät ze“ s tell t  h ierbei 6.269 Quadratmeter  des Pkw-Stell-

plat zes  als  versiegelte Fläche dar,  was einem Antei l  von rund 74 Prozent entspricht.  

E n t w i c k l u n g  b e i  N u l l v a r i a n t e  

Der recht lich  gü lt ige,  bestehende Bebauungsplan „Ense Stel lplat ze“ set zt einen Ver-

s iegelungsgrad von rund 74% fest.  Vers iegelung führ t zu einem dauerhaften Verlus t 

von Bodenfunkt ionen,  Lebensraum und  kl imaregul ierender Funktionen,  insbesondere 

durch die Reduzierung der Vegetat ion und Verdunstungskühlung.  Während die Lebens-

raumfunkt ion für Flora und Fauna deut l ich eingeschränkt bleibt,  bestehen störende 

Ein f lüsse wie Lärm oder Abgase auf  bestehendem Niveau for t.  D ie hydrologischen und 

kl imat ischen Wechselwirkungen im Naturhaushalt werden langfris t ig negat iv  beein-

f lusst.  Mögl ichkeiten zur Verbesserung oder Ausweitung ökologischer Strukturen und 

deren Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern bleiben  in  der Nu l lvariante un-

genutzt.  

P r o g n o s e  u n d  A u s w i r k u n g e n  b e i  B e b a u u n g  

Durch den Vollzug des Bebauungsplanes ents tehen Eingri ffe,  die das Wirkungsgefüge 

zwischen den Schutzgütern beeinträcht igen.   

Baubedingte Auswirkungen  

Bodenumlagerungen  und Stabi lisierungsmaßnahmen  beein f lussen unmittelbar die 

Wasseraufnahmefäh igkeit  und die Kleinkl imaregulat ion,  was s ich auf  angrenzende Bi -

otope und die Habitatfunkt ionen für Tiere und Pf lanzen auswirkt.  D ie vorübergehende 

Luftbelastung durch Staub und Emiss ionen sowie eine Beeinträc ht igung von Flächen 

für Erholungsfunkt ion und Landschaftsbi ld sind zu erwarten,  können jedoch durch ge -

zielte Steuerung und Baubegleitung zeit l ich  und räumlich begrenzt werden.  

Anlagen- und betriebsbedingte Auswirkungen  

Der Grad der Vers iegelung is t  in etwa vergleichbar mit  der aktuel l  fes tgesetzten Ver-

s iegelung der Fläche.  Vers iegelung verringer t  grundsätzl ich  die Speicher- und Fi lter-

funkt ion des Bodens,  minder t  die Grundwasserneubildungsrate und reduzier t  die CO ₂ -

Bindung durch Vegetation. Weiterh in  kann der Verlust  von naturnahen Strukturen ne -

gat ive Auswirkungen auf  die Artenv iel falt  sowie die mikroklimat ischen und hydro logi -

schen Wechselwirkungen im Plangebiet  haben.  H inzukommen,  unter Umständen,  Ver-

änderungen in der lokalen Lufthygiene durch foss i le Heizan lagen.  Wechselwirkungen 

zwischen Schutzgütern können s ich auch darin  zeigen,  dass  Eingri f fe in  das  Schutzgut 

Boden auf Flora und Fauna und im Weiteren auf Kl ima und Wasserhaushalt  ausstrah len.  

M a ß n a h m e n  z u r  Ve r m e i d u n g  u n d  M i n i m i e r u n g  

Um nachtei l ige Auswirkungen auf  das  Wirkungsgefüge zu vermeiden oder zu min imie -

ren,  werden fo lgende Maßnahmen festgesetzt:  

•  Begrenzung der bau l ichen Inanspruchnahme auf  Funkt ions f lächen mit geringer 

öko logischer Wer t igkeit . 
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•  Inanspruchnahme von bereits  ersch lossenen Flächen,  um Vers iegelung zu min imie -

ren.  

•  Begrenzung der überbaubaren Grundstücks f läche,  um die natürlichen Austausch - 

und Speicherfunktionen zwischen Boden, Wasser und Kl ima zu erhalten . 

•  Erhaltung gesetzl ich geschützter Biotope im Geltungsbereich.   

•  Vorgaben zur Begrünung n icht überbaubarer Grundstücksf läche. 

•  Anlage von Dachbegrünung zur zeitverzögerten Abgabe von Niedersch lagswasser.  

•  Antei l iger Erhalt  und Pf lege vorhandener Gehölze.  

Die genannten Maßnahmen unterstützen den fach- und rechtsgerechten Erhalt zent-

raler Wechselwirkungen innerhalb des Naturhaushalts und tragen zur Reduzierung ku-

mulat iver Beeinträcht igungen bei.   

B e w e r t u n g  

Unter Berücks icht igung der planungsrechtl ich  fes tgesetzten  Nutzung,  der Lage des 

Plangebietes,  der umgebenden Habitate  sowie der fes tgelegten Maßnahmen zu Ver-

meidung und Min imierung s ind erhebliche nachtei l ige Beeinträcht igungen des Wir-

kungsgefüges n icht zu  erwar ten.  Die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen 

Schutzgütern werden im Zuge der Planung ganzheit l ich  berücks ich t igt  und durch z iel-

gerichtete Vermeidungs - und Min imierungsmaßnahmen,  wie in  der Begründung und 

dem Plantei l abgebi ldet,  ges icher t.  

3. 6 …d i e  L andsc haf t  /  L andsc haf t sb i l d  

B e s t a n d s a u f n a h m e  

Das Landschaftsbi ld des Plangebiets is t unter der planungsrecht l ich  geltenden Nut-

zung als  PKW-Stel lf läche von untergeordneter Bedeutung.  Unter Einbezug der Al lee -

Struktur am öst l ichen Rand des Geltungsbereichs  und der säumenden Gehölzstruktu-

ren  ergibt  s ich eine mäßig strukturierte Fläche,  die durch ihre unmittelbare Nähe zur 

v iel  befahrenen „Odershäuser Straße“ sowie der Bundesstraße B253 bereits  akust i -

schen und opt ischen Vorbelastungen unterl iegt.  Das Erscheinungsbild eines bepf lanz-

ten Parkplatzes  ist  von  eher geringer Quali tät;  die v isuel le At trakt ivi tät  und Ausprä-

gung der Schutzgüter Eigenar t  und Schönheit  t reten nicht in  besonderem Maße hervor.  

Die naturbezogene Erholungsfunkt ion is t  info lge feh lender Naherholungsangebote und 

Wanderwege als  gering einzustu fen . 

E n t w i c k l u n g  b e i  N u l l v a r i a n t e  

Der recht lich  gü lt ige,  bestehende Bebauungsplan „Ense Stel lplat ze“ set zt einen Ver-

s iegelungsgrad von rund 74% fest.  Flächendeckende Vers iegelung mit nur gering aus-

geprägten Maßnahmen zur ästhet ischen Aufwertung  wirkt  negativ  auf  die Schönheit  

und Eigenar t  der Fläche;  das  Landschaftsbi ld der Agrarlandschaft  wird weiter zurück-

gedrängt.  Gehölzs trukturen  bleiben  im Rahmen einer Eingrünung erhalten;  Maßnah-

men zur Verbesserung der öko logischen Qual i täten s ind jedoch eingeschränkt.  Insge -

samt bleibt  das  Erscheinungsbi ld der Landschaft  unter den Einwirkungen des beste -

henden Bebauungsplanes von geringer Bedeutung.  
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P r o g n o s e  u n d  A u s w i r k u n g e n  b e i  B e b a u u n g  

Durch den Vol lzug des Bebauungsplanes entstehen Eingri ffe,  die das Landschaftsbi ld 

beeinträchtigen.  

 

Baubedingte Auswirkungen  

Im Zuge der Bauphase treten temporäre Beeinträcht igungen des Landschaftsbi ldes  

durch Staub-,  Lärm- und Lichtemiss ionen von Baustel lenverkehr und Baumaschinen 

auf,  wodurch die v isuel le und akust ische Wahrnehmbarkeit  des  Gebiets  vorübergehend 

beeinträchtigt wird. Dies kann s ich besonders in  temporären Störungen der nahege -

legenen Schulen und ihrer Schü lerschaft  und Belegschaft äußern . Erdarbeiten,  Gelän-

deveränderungen und Baustel leneinrichtungen können die natürliche Topograf ie kurz-

zeit ig stören.  Natürl iche St rukturen  können punktuel l  beeinträchtigt  werden,  wodurch 

das ästhet ische Erscheinungsbi ld und die räumliche Gl iederung der Landschaft tem-

porär in Mit leidenschaft  gezogen  werden.   

Anlagen- und betriebsbedingte Auswirkungen  

Die Real is ierung des Vorhabens bewirkt  dauerhafte Veränderungen der Landschafts -

ku l isse durch neue Schulgebäude, die den Charakter des  Gebietes  maßgebl ich mitbe -

einf lussen . Lärm- und Lichtemissionen aus schu lischen  Außennutzungen nehmen 

nachhalt igen Ein f luss  auf  die visuel le und akust ische Wahrnehmung.  Eingrünungen von 

Baukörpern und die bewusste Ausgestaltung einer begrünten Außenanlage begünst igt  

die v isuel le Aufwertung gegenüber einer PKW -Stel lf läche. Das Pf legen einer durch-

gängigen Vegetationsdecke beugt Erosion vor.  Kumulat ive Auswirkungen mit beste-

henden In frastrukturen  sind im regionalen Kontext zu  beachten,  da s ie bestehende 

Störungen punktuel l  fortschreiben oder verstärken können.  

M a ß n a h m e n  z u r  Ve r m e i d u n g  u n d  M i n i m i e r u n g  

Zur Vermeidung und Min imierung von landschaftsbi ldbeeinträcht igenden Effekten wer-

den fo lgende verbindl iche Vorgaben fes tgelegt:  

•  Lenkung der bau lichen Inanspruchnahme auf  Flächen, die an bestehende Infra -

s truktur angrenzen und ohne besondere morphologische oder h is torische Wer t ig -

keit  s ind.  

•  Begrenzung der überbaubaren Grundstücks f läche. 

•  Beschränkung der Geschossanzahl auf  zwei Vol lgeschosse.  

•  Erhalt  und Pf lege des gesetzl ich  geschützten Biotops „Al lee“ am östl ichen Rand 

des Geltungsbereichs.  

•  Begrünung n icht überbaubarer Flächen  sowie Dachbegrünung zur Einbindung in  

das bestehende Landschaftsbi ld.   

•  Gestaltung der Freian lagen  und Bepf lanzung mit  s tandor tgerechten Bäumen in  Ab-

hängigkeit  zur Grundstücksgröße.   

Diese Maßnahmen gewährleis ten eine Reduzierung der v isuel len und ökologischen 

Eingrif fs intens ität  und tragen zur Verbesserung der landschaft l ichen Funkt ion und Ein-

bindung bei.  
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B e w e r t u n g  

Das Plangebiet  weis t  in  seiner ausgewiesenen Nutzung als  PKW-Stellplat z aus  land-

schaftsökologischer Perspekt ive eine geringe Wert igkeit in  Bezug auf  Eigenar t,  Schön-

heit und Erho lungsfunkt ion auf.  Durch den verfahrensgegenständl ichen Bebauungs-

plan entstehen temporäre und dauerhafte Veränderungen  der opt ischen und funkt io-

nalen Struktur des  Landschaftsbi ldes ,  die durch die verbindlich fes tgesetzten Vermei -

dungs- und Min imierungsmaßnahmen gelenkt  werden.  Besonders der Erhalt  der Al lee,  

die Begrenzung der Geschossanzahl sowie die umfassende Eingrünung von Dachf lä -

chen und Freian lagen gewährleisten eine optisch ansprechende In tegration der Bau-

körper in  das  bereits  schu l isch vorgeprägte Landschaftsbi ld.  Aus landschaftspf legeri -

scher und naturschutzrecht l icher Sicht s ind fo lgl ich  keine erhebl ichen Beeinträchti -

gungen zum Schutzgut Landschaft  oder Landschaftsbild zu prognost iz ieren.   

3. 7  U mwel tbe zog ene  Aus w ir kung e n  a uf  de n  Sc hu tz zweck  de r  N atu ra  

20 00 -  Ge b i ete  

Die Erfassung und Bewertung der umweltbezogenen Auswirkungen auf Natura 2000 -

Gebiete erfo lgt unter Beachtung der Vorgaben des § 34 BNatSchG in  Verbindung mit 

der FFH-Richt l in ie (92/43/EWG) und der Vogelschutzricht l in ie (2009/147/EG) sowie 

den einsch lägigen  Best immungen der Verordnung über die Natura 2000-Gebiete in 

Hessen vom 16.  Januar 2008.  

Das Plangebiet  bef indet s ich innerhalb eines  Bezugsradius  von weniger als  1.000 Me -

tern zum Flora -Fauna-Habitat -Gebiet (FFH-Gebiet) „Sonderrain bei Bad Wildungen“ 

(Gebietsnummer 4820-301).  Dieses FFH-Gebiet unterliegt dem Schutz der Verordnung 

über die Natura 2000-Gebiete in  Hessen und dient der Erhaltung und Wiederherstel-

lung natürl icher und naturnaher Trockenwälder und seltenen Felsf luren sowie der da-

zugehörigen Lebensräume und Ar ten von gemeinschaft l ichem Interesse.  

Eine räumlich -funkt ionale Wirkungsbeziehung zwischen dem Plangebiet  und dem FFH -

Gebiet besteht n icht.  Das Plangebiet  erfül l t  keine Funkt ion als  Wanderungskorridor, 

Ausbreitungsachse oder Nahrungshabitat für Arten von gemeinschaft l ichem Interesse 

gemäß Anhang I I  der FFH-Richt l in ie.  Das Plangebiet  trägt nicht zur Kohärenz des Na-

tura 2000-Netzes  bei.  

Aufgrund der räumlichen Dis tanz von etwa 4 50 Metern, der feh lenden räumlich -funk-

t ionalen Wirkungsbeziehungen sowie der Tatsache,  dass zwischen dem Plangebiet und 

dem FFH-Gebiet bereits  bau liche Strukturen (bestehende Schulgebäude,  Verkehrs-

wege) als  Barrieren bestehen, s ind erhebl iche Beeinträcht igu ngen der Erhaltungsziele 

des FFH-Gebietes  4920-302 „Sonderrain  bei Bad Wildungen" durch die geplante 

Schu lnutzung n icht zu  erwar ten.  Eine Ver trägl ichkeitsprüfung im Sinne von § 34 Abs. 

1 BNatSchG is t n icht erforderl ich.  

Europäische Vogelschutzgebiete gemäß der Vogelschutzricht l in ie bef inden s ich n icht 

im Umfeld des Plangebietes .  Eine Betroffenheit  von Vogelschutzgebieten is t  n icht ge -

geben.  

Eine Einschätzung etwaiger kumulat iver Vorhabenswirkungen im Hinbl ick auf  das  Ver-

sch lechterungsverbot nach Art. 6 Abs.  2 FFH -Richt l in ie und die Ver träglichkeit gemäß 
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§ 34 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ergibt,  dass  vom vorliegenden Bau vorha-

ben keinerlei negat ive Auswirkungen auf  den Schutzzweck oder die Erhaltungsziele 

der Natura 2000-Gebiete ausgehen. Dies  gi l t sowohl für baubedingte als auch für be -

tr iebs- und an lagenbedingte Einwirkungen,  einsch l ießl ich  mit telbarer Beeinträcht igun-

gen durch Emiss ionen,  Stoffeint räge oder hydrologische und kl imat ische Veränderun-

gen.  Ein weitergehendes Prüf - und Bewer tungsverfahren ist  aus naturschutzfach l icher 

und -recht licher Sicht nicht erforderl ich.   

3. 8 U mwe l tb e zoge ne Aus wi rk unge n  a u f  de n  M e nsc hen  und  s e i ne  G e -

sund he i t  s owi e  d ie  B ev ölke rung  i nsg es am t  

B e s t a n d s a u f n a h m e  

Die Erfassung des Schutzguts  Mensch und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung 

insgesamt erfo lgt  unter Beachtung der Vorgaben des § 1 Abs. 6 Nr.  7c BauGB sowie 

der einsch lägigen immiss ionsschutzrecht l ichen und gesundheits relevanten Best im-

mungen.  

Das Plangebiet bef indet s ich südl ich des Stadtkerns  der Stadt Bad Wildungen und 

knüpft  an bestehende Schul in frastrukturen an .  Der umgebende Bereich is t  durch 

s trukturarme Feldf lur gekennzeichnet,  die durch Verkehrswege wie die Bundesstraße 

B 253 und das Schulgelände der „Ense -Schule“ und „Math ias -Bauer-Schule“ einge -

grenzt wird. Planungsrecht l ich gesehen ist  die Fläche aktuell  als PKW -Stel lplatz aus-

gewiesen. 

E n t w i c k l u n g  b e i  N u l l v a r i a n t e  

Der recht lich  gü lt ige,  bestehende Bebauungsplan „Ense Stel lplat ze“ set zt einen Ver-

s iegelungsgrad von rund 74% fest.  Eine f lächendeckende Vers iegelung bedingt das  

R is iko von Überhitzung;  Funkt ionen der Fläche als Kaltlu ftents tehungszone und Kl ima-

regu l ierer gehen dauerhaft  verloren.  Die Förderung von Luft f i lt ration oder Kühlung des 

Mikrokl imas bleiben aus.  In diesem Szenario  bl iebe das  Bedürfn is  der lokalen Bevöl-

kerung nach Förderschu lplätzen unerfü ll t;  Potenziale zur Verbesserung der Schu l in f-

rastruktur der Stadt bl ieben  ungenutzt.   

Die Entwicklungsabsichten der Stadt entsprechen n icht länger der aktuell  fes tgesetz-

ten Nutzung der Fläche.  Info lgedessen würde die Nul lvariante keinerlei  Vortei le für 

den Schutz des Menschen und se iner Gesundheit  sowie der Bevölkerung bieten.   

P r o g n o s e  u n d  A u s w i r k u n g e n  b e i  B e b a u u n g  

Die ausgelösten Eingri ffe im Kontext des verfahrensgegenständl ichen Bebauungsplans 

werden in  Bezug auf  das bestehende Planungsrecht bewer tet.   

Baubedingte Auswirkungen  

Während der Bauphase s ind temporäre Beeinträchtigungen info lge von Baustel lenver-

kehr und Bauakt iv itäten zu erwarten.  Dazu gehören erhöhte Staub -,  Lärm- und 

Licht immiss ionen sowie Erschütterungen, die zu Störungen im Schulal ltag der angren-

zenden Einrichtungen  führen können.  Diese s ind auf  die Baudauer beschränkt und 

werden nach Abschluss der Bauarbeiten vol ls tändig eingestel lt.   

Betriebs - und anlagenbedingte Auswirkungen  
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Langfris t ig  können durch die Umnutzung dauerhafte Beeinträcht igungen entstehen. 

Während der Vers iegelungsgrad der verfahrensgegenständl ichen Bauleitplanung mit 

dem des bestehenden Bebauungsplans zu vergleichen is t,  wird das R is iko von Über-

h it zung durch das Anlegen begrünter Dachf lächen mit  Kühlungsef fekt effekt iv gemin-

der t. Zu den neu auftretenden Störfaktoren zäh len die geringfügige Zunahme von 

Lärmemiss ionen,  die im Kontext der bestehenden Schulinfrastruktur jedoch vernach-

läss igbar s ind.   

M a ß n a h m e n  z u r  Ve r m e i d u n g  u n d  M i n i m i e r u n g  

Die Flächen inanspruchnahme wird auf  Flächen gelenkt,  die an die bestehende Schu-

l infrastruktur angrenzen und so eine synergis t ische Nutzung begünst igen. Zur Siche -

rung des Schutzgutes  Mensch und Gesundheit  werden  weitere fo lgende verbindl iche 

Maßnahmen festgesetzt:  

•  Lenkung der Flächen inanspruchnahme auf  Bereiche ohne Erho lungsfunkt ionen.  

•  Inanspruchnahme bereits  ersch lossener Flächen und Begrenzung der überbau-

baren Grundstücks f läche zur Min imierung von Vers iegelung.  

•  Begrünung n icht überbaubarer Flächen,  Dachbegrünung sowie Pf lanzung 

s tandor tgerechter Bäume zur Verbesserung der Aufenthaltsquali tät  und Luftrei -

n igung. 

•  Begrenzung der Geschossanzahl  und gezielte Einbindung bau licher An lagen in  

die Topograf ie.  

Diese Maßnahmen mindern  unter Einhaltung der allgemeinen Sorgfaltspf l icht  fach- und 

rechtsgerecht die Auswirkungen auf  die Gesundheit  und Lebensquali tät  der Bevölke -

rung und fördern ein e menschenfreundl iche Umwelt . 

B e w e r t u n g  

Durch die geplante Bebauung entstehen vorübergehende Belastungen für das  Schutz-

gut Mensch und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung,  insbesondere in  Form er-

höhter Emiss ionen,  Lärm und einer Redukt ion der Aufenthaltsqual i tät.  Mit  den darge-

legten Vermeidungs- und Min imierungsmaßnahmen werden die negat iven Effekte je -

doch auf  ein  n icht erhebl iches Maß reduziert .  D ie Schulnut zung is t  bereits  durch die 

bestehenden Schulgebäude in  der unmit telbaren Umgebung etabl ier t.  Der Schu lneu-

bau führ t zu  keiner grundsätzl ich  neuen Nutzungscharakteris tik im Plangebiet  und da-

mit  zu  keinen grundlegend neuen Belastungen für die Nachbarschaft.  Betriebsbedingte 

Auswirkungen wie Lärmemiss ionen und Verkehr sind mit den bereits bestehenden Vor-

belastungen vergleichbar.  Die pos it iven Auswirkungen h ingegen treten besonders  her-

vor :  Der Bebauungsplan ist  eine direkte Antwor t  auf  den kont inu ierl ich  gestiegenen 

Bedarf  an Förderplätzen in  der Region und schaf f t neue Bi ldungschancen sowie Ar-

beitsplätze für die Bevölkerung.  Der Vollzug des Bebauungsplanes pos it ion iert  Bad 

Wildungen als  zukunftsorient ierte Stadt,  die Bildung durch den Ausbau von Infrastruk-

tur gezielt  förder t. Insgesamt is t die Umnutzung des Plangebiets als pos it ive Entwick-

lung zu bewerten,  die die Gesundheit des  Menschen in den ze ntralen Fokus rückt.   
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3. 9  U mwel tbe zog ene  Aus wi rk unge n  a u f  Ku l tu r gü ter  und  s ons t ige  

Sac hgüter  

B e s t a n d s a u f n a h m e  

Im räumlichen Geltungsbereich der geplanten Maßnahme bef inden s ich nach Auswer-

tung der einsch lägigen Unterlagen,  Kataster und behördl ichen Fach informat ionen 

keine bekannten geschützten Bau -,  Natur- oder Bodendenkmäler. D ie Flächen werden 

derzeit  als  Wir tschaftswiese landwir tschaft l ich  genutzt  und weisen keine oberirdischen 

Anlagen mit  ku lturh istorischer Bedeutung auf.  Hinweise auf  archäologisch relevante 

Fundstät ten oder sonst ige Sachgüter l iegen für das  Gebiet  n icht vor. Sichtbeziehun-

gen zu bedeutenden Ku lturgütern oder h istorischen Landschaftselementen bestehen 

n icht.  

E n t w i c k l u n g  b e i  N u l l v a r i a n t e  

Der recht lich  gü lt ige,  bestehende Bebauungsplan „Ense Stel lplat ze“ set zt einen Ver-

s iegelungsgrad von rund 74% fest.  Seine Umsetzung  wäre mit  Erdarbeiten einherge -

gangen,  die mit denen des verfahrensgegenständl ichen Bebauungsplans vergleichbar 

s ind.  Ku lturelle Güter und Sachgüter,  die sich potenziel l  im Boden bef inden,  könnten 

aufgegraben und durch einen Mangel an Sorgfalt beschädigt oder zerstört  werden.  Da 

die Erdarbeiten h ierbei auf  die oberen Bodensch ichten begrenzt wären,  könnten wert-

vo l le historische Fundstücke in t ieferen Sch ichten verbleiben und in  ihrem his torischen 

Kontext für zukünftige archäologische Untersuchungen erhalten bleiben.  H ierbei  ver-

bl iebe das al lgemeine Restris iko von sch leichender Eros ion,  die eine sukzess ive Ver-

sch lechterung des Erhaltungszustandes potenzieller Bodendenkmäler und Sachgüter 

begründen kann,  so lange keine Schutzmaßnahmen greifen.   

P r o g n o s e  u n d  A u s w i r k u n g e n  b e i  B e b a u u n g  

Vor dem Hintergrund aktuel ler In format ionen s ind durch die Planung keine erhebl ichen 

Beeinträcht igungen von Ku ltur- oder sonst igen Sachgütern zu erwar ten.  

Baubedingte Auswirkungen  

Zum gegenwär t igen Zeitpunkt sind keine Bau -, Natur- oder Bodendenkmäler in  den 

zur Bebauung vorgesehenen Flächen bekannt,  sodass unmittelbare Zerstörungen oder 

Verluste ausgesch lossen werden können.  Es  verbleibt  das  al lgemeine Restris iko,  dass 

bisher unerkannte archäologische Funde (z.  B.  Mauern, Siedlungsreste, Artefakte) 

durch Erdarbeiten entdeckt werden.  

Betriebs - und anlagenbedingte Auswirkungen  

Dauerhafte betriebs - und anlagenbedingte Auswirkungen auf  Ku ltur- und Sachgüter 

bestehen nach derzeit igem Kenntn isstand n icht,  da keine entsprechenden Sachwer te 

vorhanden s ind und keine dauerhafte Beeinträcht igung von Sichtbeziehungen,  Zu-

gängl ichkeiten oder dem ku lturh is torischen Kontext relevanter Güter zu  erwarten is t.  

M a ß n a h m e n  z u r  Ve r m e i d u n g  u n d  M i n i m i e r u n g  

Zur Sicherung des Schutzgutes  werden folgende Maßnahmen festgesetzt:  

•  Prioris ierung der bau l ichen Inanspruchnahme auf Flächen ohne bekannten 

Schutzwer t für Bau - und Bodendenkmäler.  
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•  Nachricht l iche Übernahme: Bei Erdarbeiten können jederzeit Bodendenkmäler 

wie Mauern,  Steinsetzungen,  Bodenverfärbungen und Fundgegenstände,  z.B.  

Scherben,  Steingeräte,  Skelet treste entdeckt werden. Diese sind nach §21 Hes-

s isches Denkmalschutzgesetz unverzügl ich dem Landesamt für D enkmalpf lege,  

hessenArchäologie,  oder der Unteren Denkmalschutzbehörde zu melden.  Funde 

und Fundstellen sind in  unverändertem Zustand zu erhalten und in  geeigneter 

Weise zu schützen (§21 Abs. 3 HDSchG).  

B e w e r t u n g  

Im resu lt ierenden Gesamtbi ld s ind unmittelbare oder mit telbare erhebliche nachtei l ige 

Auswirkungen auf das Schutzgut Ku ltur und sonst ige Sachgüter im Rahmen des ge -

planten Bauvorhabens n icht zu  erwarten.  Die Einhaltung der vorgeschriebenen Vor-

sorgemaßnahmen , insbesondere die Anzeige etwaiger Bodenfunde gemäß § 21 

HDSchG, gewährleisten einen umfassenden Schutz potenziel l relevanter Kulturgüter.  

3. 10  Ver me id ung  v on  E mi ss i one n  s owi e  d er  s ac hg erec h te  U mga ng  

mi t  Ab fä l le n  und  A bwäs se r n  

Die Errichtung und der Betrieb von Gebäuden im Plangebiet tragen maßgeblich zu den 

nat ionalen Treibhausgasemiss ionen bei. Etwa 30 Prozent der deutschen Gesamtemis-

s ionen entfal len auf den Gebäudesektor,  wobei sowohl die Herstel lung der Baustof fe 

als auch der Energieverbrauch in der Nutzungsphase von besonderer Bedeutung sind.  

Schon die Herstellung und Errichtung eines  Neubaus verursachen etwa die Hälfte der 

gesamten Treibhausgasemiss ionen während eines  Lebenszyklus  von 50 Jahren (soge -

nannte „Graue Energie“),  woh ingegen der Endenergiebedarf  die betriebsbedingten 

Emiss ionen best immt.  

Vor diesem Hintergrund s ind zur Einhaltung der K l imaschutzziele und der gesetzl ichen 

Vorgaben al le Lebenszyklusphasen –  von Materialprodukt ion über Errichtung und Be -

trieb bis  h in zu Rückbau und Verwertung –  in die Umwelt vorsorge einzubeziehen.  Im 

Rahmen der Bau leitplanung werden  gemäß §  1 Abs.  7 Buchstabe  f  BauGB Maßnahmen 

zur Verringerung von Emiss ionen verbindl ich berücks icht igt,  insbesondere durch den 

vers tärkten Einsat z erneuerbarer Energien und die Förderung der Energieeff iz ienz.  Die 

bauordnungsrecht l iche Zuläss igkeit  der Vorhaben unterl iegt den energet ischen Min-

destanforderungen des Gebäudeenergiegesetzes  sowie der Hess ischen Bauordnung. 

Diese regeln  unter anderem den energieef fiz ienten Einsat z von Heizungs - und Kl ima-

techn ik,  Wärmedämmung und Hit zeschutz.  Der Antei l  regenerat iver Energien muss 

entsprechend den  bereichsspezif ischen Vorgaben umgesetzt  werden,  wobei mindes-

tens 50 Prozent der Dachf lächen für die Nutzung so larer Strah lungsenergie fest zu le -

gen s ind.  Die Stadt verfo lgt  mit dieser Festset zung das Ziel,  die lokale Energieproduk-

t ion zu s tärken und ein Zeichen für nachhalt iges Bauen und kl imafreundl iche Stadt-

entwicklung zu setzen.  Der bewusste Einsatz von natürl ichen Baustof fen mit n iedrigem 

CO 2 Äquivalent unterstreicht den ef fiz ienten und umweltf reundl ichen Umgang mit Res-

sourcen.  

Im Bereich Abfal lmanagement is t  gemäß § 1 Abs.  6 Nr.  7 Buchstabe g BauGB eine 

sachgerechte Entsorgung und Verwertung integraler Bestandtei l  des s tädtebau l ichen 

Umweltschutzes.  Mit  der Ausweisung als  Fläche für den Gemeinbedarf  mit  der 
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Zweckbest immung „Schule“  ist  ein temporär erhöhtes  Abfal lau fkommen während der 

Bauphase zu erwar ten,  das  durch getrennte Erfassung und fachgerechte Entsorgung 

zu behandeln is t.  Nach Absch luss  der Bauarbeiten wird das dauerhafte Abfal lauf kom-

men durch Belegschaft  und Schüler  steigen.  Zur Sicherstellung eines  ordnungsgemä-

ßen Umgangs mit  Abfällen wird die Fläche gemäß der Abfal lsatzung der Stadt Bad 

Wildungen  in das bestehende Entsorgungssystem in tegrier t.  D ie Planung orient iert  

s ich am Kreis laufwirtschaftsgesetz (KrWG),  sodass Abfal lvermeidung,  sto ff l iche Ver-

wer tung und umweltgerechte Beseitigung gewährleis tet  s ind.  

In  Bezug auf  die Abwasserentsorgung führ t  die geplante Bebauung zu einer moderaten 

Erhöhung der Belastung bestehender Abwasserinfrastrukturen.  Nach fach l icher Ein-

schätzung können die zusätzlichen Abwasserfrachten durch die bestehende Abwas-

serbehandlungsan lage aufgenommen werden;  Erweiterungen im Kanalnetz s ind n icht 

erforderl ich. Durch die or tsnahe Vers ickerung und fachgerechte Ableitung von über-

schüss igem und belastetem Oberf lächenwasser wird  den einsch lägigen Regelungen 

nach §37 Hess isches Wassergesetz (H WG) und §5 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 

Rechnung getragen.  Die Abwasserbeseit igung erfo lgt  im Einklang mit  § 55 Wasser-

haushaltsgesetz (WHG) sowie den betreffenden  Vorschrif ten und techn ischen Regel-

werken.  Hierdurch werden die Funkt ionsfäh igkeit der Abwassersysteme s ichergestell t,  

Überf lutungsris iken vermieden und negat ive Umweltauswirkungen min imier t.  

Die ausgewählten und zu vo llz iehenden Maßnahmen zur Emiss ionsvermeidung,  zum 

sachgerechten Umgang mit  Abfäl len und Abwässern gewährleisten eine nachhalt ige 

Entwicklung im Plangebiet.  Die Einhaltung der gesetzl ichen Vorgaben wird behördl ich 

kontro l l ier t und dokument iert ,  sodass Umweltschutz,  Naturschutz und Landschafts -

pf lege dauerhaft gewährleistet  s ind.  

3. 11  N u t zung  er ne uer bar er  E ne rg ie n,  i nsb es ond ere  a uc h i m Z us a m-

me nha ng  m i t  d er  Wä rm ev er so r gung  v on  G ebä ud en ,  sowi e  d i e  s par-

sam e  und  e f f iz i en te  N ut zung  v on  E ner g i e  

Der vorliegende Bebauungsplan  s ieht gezielte Festset zungen zur Nutzung erneuerba-

rer Energien,  insbesondere der so laren Strah lungsenergie,  vor.  Die Stadt Bad Wildun-

gen formul iert  in  diesem Zusammenhang verbindl iche Vorgaben zur Instal lat ion und 

Nutzung entsprechender An lagen auf  Neubauten.  H ierdurch wird der Ausbau erneuer-

barer Energien am Or t des  Verbrauchs maßgebl ich forcier t,  was einen unmit telbaren 

Beitrag zur Reduz ierung der Treibhausgasemissionen im Vergleich zu herkömmlichen 

Heizsystemen leistet. D ie Planung trägt dazu bei,  die n at ionalen und europäischen 

Kl imaschutzziele durch eine weitgehende Dekarbon is ierung der Wärme - und Energie -

versorgung im Baugebiet  einzuhalten und perspekt iv isch zu übertreffen.  

Vor dem Hintergrund bundesrecht l icher und landesplanerischer Vorgaben werden die 

zu errichtenden Gebäude konsequent energieef fiz ient konzipier t und ausgeführt . Die 

energetischen Mindestanforderungen des Gebäudeenergiegesetzes und der Hess i-

schen Bauordnung für Neubauten s ind einzuhalten.  

Die Festset zungen orient ieren s ich dabei am mit tel - und langfrist igen Ziel,  einen kl i -

maneutralen Gebäudebestand zu erreichen.  Bis  2045 muss nach den 
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bundesrechtl ichen Zielvorgaben die gesamte Wärmeversorgung auf erneuerbare Ener-

gieträger umgestel l t  werden.  Dies  macht eine vorausschauende Planung erforderl ich,  

in deren Rahmen die Mögl ichkeiten der Nutzung erneuerbarer Energiequellen sukzes-

s ive ersch loss en und in die Bau leitplanung in tegrier t  werden.  Die vorgesehene Ver-

pf l ichtung,  mindestens 50 Prozent der Dachf lächen für die Nutzung so larer Strah-

lungsenergie fest zu legen,  führ t  zu  einer weiteren Reduzierung des Primärenergiebe -

darfs.  

Kombin iert  mit  den energet ischen Standards der Gebäude wird ein sparsamer und 

ef fiz ienter Umgang mit Energie s ichergestel lt .  Hierdurch werden die Betriebskosten 

gesenkt und die Umweltbelastung maßgebl ich reduziert .  D ie Einhaltung und Umset-

zung der Festset zungen sowie der gesetzl ichen Mindestanforderungen werden be -

hördlich überwacht.  Die Maßnahmen schaffen die Grundlage für die Erfü l lung der An-

forderungen an eine kl ima - und umweltgerechte Energieversorgung im Baugebiet  und 

gewährleis ten, dass  sowohl umweltbe zogene als  auch energierecht liche Zielset zungen 

in  vo l lem Umfang erreicht werden.  

3. 12  Da rs te l l ung en  v on  La nd sc ha f ts p l äne n  und  s onst ig e n P lä nen  

Der Landesentwicklungsplan 2020 s tell t  die Flächen des Plangebietes  als  „Fors t l ichen 

Vorzugsraum“ dar.  Die Stadt Bad Wildungen ist  hierbei als  Mit telzentrum PLUS im 

Ländl ichen Raum festgelegt.  Gemäß Planzif fer 5.1 des LEP Hessen 2020 s ind Mittel-

zentren als  Standor te für regional bedeutsame gehobene Einrichtungen im wir tschaft-

l ichen,  kulturel len,  sozialen und admin is trat iven Bereich sowie für weitere öf fent l iche 

und private Dienst leistungen zu s ichern und zu entwickeln . Sie erfü l len zugleich mittel - 

und grundzentrale Versorgungsaufgaben für ihre Standor tgemeinde und ihren Mit tel -

bereich.  Die vorl iegende Planung entspricht den Zielen des LEP Hessen 2020,  da s ie 

die zentralört l iche Funkt ion Bad Wildungens im Bereich der Daseinsvorsorge stärkt 

und zur Sicherung einer wicht igen Bildungs infrastruktur im ländlichen Raum beiträgt.  

Der Regionalplan Nordhessen (RPN) 2009 bezeichnet einen Teil der Fläche als  „Vor-

ranggebiet  für die Landwir tschaft“,  einen weiteren Tei l  als  „Vorbehaltsgebiet  für die 

Landwir tschaft.  Obwohl in  einem Vorranggebiet  konkurrierende Nutzungen grundsätz-

l ich  nicht zuläss ig s ind,  steht die  vorl iegende Planung n icht im Widerspruch zu den 

Ziel fest legungen des RPN.  Dies  begründet s ich zum einen darin, dass  die Fläche be -

reits  durch den rechtskräft igen Bebauungsplan Nr.  20.1 „Ense Stel lplät ze"  vom 12.  Ju -

n i 2009 aus der landwirtschaftl ichen Nutzung herausgenommen und als  Verkehrsf lä -

che besonderer Zweckbestimmung festgesetzt  wurde.  Der Flächennutzungsplan wurde 

am 15. Jun i 2009 entsprechend bericht igt  und s tell t  seither eine Fläche für den ru-

henden Verkehr dar.  Zum anderen  weis t  die Fläche aufgrund ihres  Zuschn it ts,  ihrer 

Größe und ihrer Er trags fäh igkeit  keine herausgehobene landwirtschaft liche Eignung 

zur Nahrungsmit telprodukt ion auf, die einen Vorrang landwir tschaft l icher Nutzung ge -

genüber der geplanten Gemeinbedarfsnutzu ng rechtfer t igen würde.  

Die Planung unters tüt zt  zudem die Entwicklung Bad Wildungens als  Mit telzentrum 

PLUS im Ländlichen Raum und trägt zur Sicherung der regionalen Bi ldungs in frastruk-

tur und Daseinsvorsorge bei.  Ein  Zielkonf l ikt  mit  dem Regionalplan Nordhessen 2009 

wird daher n icht erwartet.  



Um w e l tbe r ich t  

z u m  Be ba uu n gsp la n Nr .  20 .1 . 1  „ Sch u le “  

 

 

- 32 - 

Die verfahrensgegenständl iche Fläche l iegt im Gebiet  des Naturparks  „Kel lerwald -

Edersee“. Dieser umfasst eine Fläche von rund 600  Quadratki lometern;  56 Prozent  der 

Fläche s ind in  Schutzgebiete eingefasst.  Der öko logische Wer t der Region ersch l ießt 

s ich aus diversen landschaft l ichen Strukturen,  wobei der namensgebende Edersee und 

die umgebenden ausgedehnten Buchenwälder als  prägende Landschaftselemente her-

vor treten. Der Vol lzug des Bebauungsplanes  hat keinerlei negat ive Auswirkungen auf  

nahe - oder ferngelegene Schutzgebiete und entspricht unter Berücksicht igung der 

z ielgerichteten Vermeidungs - und Kompensat ionsmaßnahmen dem Leitbi ld eines  Na-

turparks,  welches einen  nachhalt igen Umgang mit ku lturlandschaft l ich geprägten Flä -

chen anstrebt.   

Die nächstl iegenden Fl ießgewässer s ind zum einen ein unbenanntes  Gewässer mit  der 

Gewässerkennzah l 42858762,  das in  450 Metern Abstand paral lel  zur Bundesstraße 

B 253 verläuft  und zum anderen das Fließgewässer „Sonderbach“ mit  der Gewässer-

kennzah l 428586,  das  540 Meter west lich  der Fläche verläuft .  Aufgrund der Barriere -

wirkung der dazwischen befindl ichen landschaft l ichen Strukturen  wird kein Fl ießge -

wässer durch den  gegenständlichen Bebauungsplan  berühr t.   

Hins icht l ich  der wasserrecht l ichen Belange bef indet s ich  das Untersuchungsgebiet  im 

Hei lquel lenschutzgebiet  „Bad Wildungen“ und wird vo l lständig von der qual itativen 

Schutzzone I I I  und der quant i tat iven Schutzzone C2 überdeckt. D ie Verordnung zur 

Festset zung eines  Heilquel lenschutzgebietes  für die s taat l ich aner kannte Hei lquel le 

des  Hessischen Staatsbades Bad Wildungen,  Landkreis  Waldeck -Frankenberg,  vom 

01. August 1977 (StAnz. 31/1977, S. 1543) is t  dementsprechend zu beachten.  Um 

den vorsorgenden Grundwass erschutz im Al lgemeinen  zu gewährleisten,  sind darüber 

h inaus sämtl iche Maßnahmen streng nach den Vorgaben des Wasserhaushaltsgeset-

zes (WHG) und des Hess ischen Wassergesetzes  (HWG) auszurichten.   

Das Plangebiet  bef indet s ich weder in  einem Überschwemmungs - noch in  einem Hoch-

wasserris ikogebiet;  die s tarkregenbezogene Gefährdung wird jedoch als  erhöht  be -

wer tet.  Anfal lendes Niedersch lagswasser wird zunächst von den begrünten Dachf lä-

chen aufgefangen und zeitverzögert  an den Boden abgegeben,  wo es nach Mögl ichkeit 

or tsnah vers ickern kann.  Überschüssiges  Wasser sowie belastetes  Oberf lächenwas-

ser,  das  im Zusammenhang  mit  verkehrl icher Nutzung ents teht,  kann sukzess ive in  das  

System der Stadt eingeleitet  werden.  Gemeinsam mit  dem Anlegen einer durchgängi -

gen Vegetat ionsdecke begrenzen diese Maßnahmen das Erosionsris iko auf  ein  ver tret-

bares  Maß.  Nachtei lige wasserrechtl iche Auswirkungen der Maßnahme werden bei 

s tr ikter Einhaltung der Festset zungen  mit  h inreichender Sicherheit  ausgesch lossen.  

Im Bereich der Abfallbewirtschaftung is t gemäß § 1 Abs.  6 Nr. 7 Buchstabe g BauGB 

und in  Übereinstimmung mit  dem Kreis laufwir tschaftsgesetz (KrWG) die Rangfo lge der 

Abfal lbewir tschaftung als  Planungsgrundsatz zu berücks ichtigen:  

1.  Vermeidung der Abfal lerzeugung,   

2.  Vorbereitung zur Wiederverwendung,  

3.  Recycl ing,   

4.  sonst ige Verwertung,  insbesondere energet ische Verwertung,   

5.  Beseitigung n icht verwer tbarer Abfälle.   
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Die Einhaltung dieser Reihenfo lge sowie ergänzender Rechts - und Verwaltungsvorga-

ben für Transpor t,  Behandlung,  Lagerung und Verwer tung gewährleistet  in  der Regel 

die Vermeidung schädlicher Auswirkungen auf  Schutzgüter gemäß § 1 Abs.  6 Nr.  7 

BauGB (Tiere,  Pf lanzen,  Fläche,  Boden,  Wasser,  Luft,  K l ima,  Wirkungsgefüge,  Land-

schaft,  bio logische Vielfal t,  Mensch,  Ku ltur -/Sachgüter).  Bei unsachgemäßem Umgang 

mit  belasteten Abfäl len is t jedoch eine Kontaminat ionsgefahr für Boden,  Wasser und 

Luft  gegeben,  woraus Wechselwirkungen und erhebl iche Fo lgewirkungen auf  weitere 

Schutzgüter entstehen können.  Die sachgemäße Entsorgung und Wiederverwertung 

begrenzen diese R is iken zuverläss ig.  

3. 13  E r ha l tung  d er  be s tm ög l ic hen  L uf tqua l i tä t  

Die Sicherstel lung und Erhaltung der bestmögl ichen Luftqual i tät im Plangebiet is t ein  

zentrales  Ziel  der umweltbezogenen Planung und set zt voraus, dass sowohl die ge -

setz l ichen Grenzwerte als  auch die qual i tat iven Anforderungen an die Immiss ions-

schutzricht l in ien dauerhaft eingehalten werden. Die geplanten Entwicklungsmaßnah-

men führen zu keiner relevanten Beeinträcht igung der Luftquali tät . D ie Stadt Bad Wil-

dungen  bezieht die Vorgaben des Bundes -Immiss ionsschutzgesetzes sowie die ent-

sprechenden Verordnungen (z.B.  39. BImSchV zur Luftreinhalteplanung) in die Bau-

leitplanung ein .  

Neubauvorhaben unterl iegen den energet ischen und emiss ionsbezogenen Mindestan-

forderungen.  Betriebsbedingte Emiss ionen werden durch die Verwendung moderner 

Heizungsan lagen,  Wärmepumpen und erneuerbarer Energieträger wirksam begrenzt.   

Durch die Festsetzung und Kontrol le der planungsrecht l ichen Vorgaben sowie die In-

tegrat ion emiss ionsarmer Technologien wird s ichergestel l t,  dass  die bestmögl iche 

Luftqual ität im Plangebiet  und im angrenzenden schu l isch genutzten Gebiet  gewähr-

leistet  bleibt. Eine Gefährdung der Luftquali tät  is t nach dem aktuel len Stand der Tech-

n ik und bei Einhaltung der geltenden Rechtsnormen mit  h inreichender Sicherheit  aus-

gesch lossen.   

3. 14  Wec hs e l w i r kung e n zw isc he n  d e n e i nze l ne n  B e l ange n  d es  U m-

wel t sc hu t ze s  

Die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes  s tellen 

einen in tegralen Bestandteil  der Umweltprüfung und -bewertung im Rahmen der vor-

l iegenden Bauleitplanung dar.  Die Belange umfassen insbesondere die Schutzgüter 

Boden, Wasser, Lu ft, Kl ima, Tiere,  Pf lanzen, bio logische Viel fal t,  Mensch und seine 

Gesundheit,  Landschaft  sowie Ku ltur- und Sachgüter.  D ie Auswirkungen eines  Vorha-

bens s ind vor dem Hintergrund dieser Schutzgüter stets  ganzheit l ich  zu betrachten, 

da s trukturel le oder funkt ionale Änderungen in  einem Schutzgut regelmäßig Fo lgewir-

kungen auf  andere Schutzgüter und den Naturhaushalt  als  Ganzes nach s ich z iehen 

können.  

Im Rahmen der Umweltprü fung werden die gegenseit igen Verknüpfungen und mögli -

chen Kettenwirkungen erfasst und bewer tet.  So beein f lusst beispielsweise die Versie -

gelung von Flächen die Grundwasserneubi ldungsrate und erhöht den 
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Oberf lächenabf luss,  was negat ive Konsequenzen für Wasserhaushalt,  Bodeneros ion 

und Vegetat ion haben kann.  Veränderungen der Vegetationsstruktur wirken s ich so-

wohl auf die Artenv iel falt  als auch auf die kl imaregu l ierende Funkt ion des Gesamtge -

bietes aus.  Erhöhte Emiss ionen durch Verkehr und Bebauung führen zu Belastungen 

der Luftqual i tät,  mit  direkten Effekten auf  die Gesundheit  der Bevölkerung und mittel-

baren Auswirkungen auf  Flora und Fauna.  Werden nahel iegende FFH - und Vogel-

schutzgebiete beeinträcht igt,  s ind Lebensraumgemeinschaften und einzelne Arten 

gleichermaßen betroffen.  Eingri ffe in  das  Landschaftsbild können Landschaftsästhet ik 

und Erholungsfunktion versch lechtern und s ich so auf  das  Wohlbef inden der Bewohner 

und die At trakt ivi tät  des  Gebiets  auswirken.  

Die Prüfung der Wechselwirkungen erfo lgt  unter Berücks icht igung al ler relevanten 

Umweltbelange und orientier t  s ich an dem Grundsatz einer ganzheitl ichen Umweltbe -

trachtung. Die dabei fes tgestel l ten Wechselwirkungen sind bei der Entwicklung von 

Vermeidungs -,  Minimierungs - und Kompensat ionsmaßnahmen maßgebl ich zu berück-

s icht igen,  um negat ive Ket teneffekte zu verh indern und die Leis tungs - und Funkt ions-

fäh igkeit  des Naturhaushalts  dauerhaft zu  bewahren.  

Nach dem gegenwär t igen Kenntn iss tand und unter Berücks icht igung der fes tgelegten 

Maßnahmen zur Vermeidung und Min imierung werden erhebliche negat ive Wechsel-

wirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes  im Plangebiet nicht 

erwar tet.  Das Zusammenspiel  der Schutzgüter bleibt  bei Durchführung der Planung 

insgesamt funkt ionsfäh ig und die Umweltqual i tät  im Sinne der gesetzl ichen Vorgaben 

gesicher t.  

3. 15  Aus wi rk unge n ,  d ie  au fg r und  d er  An fä l l i gke i t  d e r  zu lä ss ige n  Vor-

ha be n  fü r  sc hwer e  U n fä l l e  ode r  Ka ta s tr op he n  zu  e r wa r te n  s ind  

Nach Maßgabe des § 50 Satz 1 Bundes -Immiss ionsschutzgesetz (BImSchG) s ind im 

Rahmen der Bau leitplanung spezif ische Anforderungen zu berücks icht igen,  welche die 

R is iken und Auswirkungen schwerer Unfäl le oder Katastrophen auf  die Umweltbelange 

betreffen.  Im für das  Plangebiet  relevanten Bereich s ind keinerlei  verlaufende Hoch-

druckgas leitungen oder ähn l iche In frastrukturen bekannt,  die erhebliche R is iken für 

Brände oder Explos ionen, Ausbreitung von Feuer oder explos iver Stoffe bergen könn-

ten.   

Die Festset zung des verfahrensgegenständl ichen Gebietes  gemäß § 9 Abs.  1 Nr.  5 

BauGB als Fläche für den Gemeinbedarf mit  der Zweckbest immung „Schule“ be -

schränkt die Nutzung der Fläche auf  ausschl ießl ich  schu l ische Zwecke.  Dies  sch l ießt 

Betriebe aus,  die unter der Seveso -II I-R icht l in ie wegen gefährl icher Stof fe besondere 

Sicherheitsanforderungen erfü l len müssen.  

Die geplante Nutzung is t dah ingehend konzipier t,  dass keine genehmigungsbedürf t i -

gen An lagen im Sinne der 4.  BImSchV vorl iegen und keine relevanten gefährl ichen 

Stoffe verwendet oder gelagert  werden.  Schwere Unfäl le mit gefährl ichen Stoffen, die 

potenziel l  gravierende Auswirkungen auf  die Gesundheit  der im Plangebiet  tät igen und 

anwesenden Personen sowie auf  die angrenzende Bevölkerung haben,  s ind demzu-

folge unwahrschein lich,  aber n icht vo l lständig aus zuschl ießen.   
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Eine R is ikoquel le in  diesem Zusammenhang besteht in  dem zufäll igen Auftreten unvor-

hersehbarer Naturkatastrophen.  Unwetter und damit  verbundene Starkregenereig -

n isse können Infrastrukturen überlasten und potenziel l Personenschäden verursachen. 

Weiterhin kann der unkontro l lier te Abf luss verunrein igten Oberf lächenwassers in na-

hel iegende Gewässer den Grundwasserhaushalt  der Region nachhalt ig beeinträcht i -

gen,  was wiederum Ris iken für Gesundheit  von Mensch und Umwelt  mit  s ich bringt.  

Um eine adäquate Ris ikovorsorge zu gewährleis ten,  s ind  al le einsch lägigen techn i -

schen und organ isatorischen Sicherheitsanforderungen an die zuläss igen Vorhaben zu 

berücks ichtigen.  Ret tungs - und Evaku ierungswege sind von besonderer Bedeutung;  

die Flächen s ind so auszu legen,  dass  im Störfal l  eine geordnete und zügige Rettung 

gewährleis tet  ist.   

Nach der vorl iegenden Planung sowie bei Einhaltung sämtl icher techn ischer und recht-

l icher Sicherheitsmaßnahmen is t  das  R is iko schwerwiegender Unfälle oder Katastro-

phen zu vernach läss igen.  Eine erhebliche Beeinträcht igung der Belange nach § 1 Abs.  

6 Nr.  7 Buchstabe a (Mensch/Gesundheit), b (Tiere/Pf lanzen),  c (Wasser),  d (Boden) 

und i  (Sachgüter) Baugesetzbuch (BauGB) kann bei Umsetzung al ler Sicherheitsvor-

kehrungen und laufender behördl icher Kontrol le mit  h inreichender Sicherheit  verh in-

der t  werden.  

3. 16  I n  Be t ra ch t  kom me nde  ande r wei t ig e  P l anung s mög l ic hke i te n  

Im Rahmen der Bau leitplanung wurde geprüft , ob in  Betracht kommende, sach l ich ver-

tretbare und zumutbare Alternat iven für die Ausweisung der verfahrensgegenständl i -

chen Fläche als Schu lgelände exist ieren.  Die Überprüfung umfasste die Analyse be-

s tehender und potenziel l  geeigneter Standorte innerhalb der Gemarkung Bad Wildun-

gen.   

Die „Math ias -Bauer Schu le“,  die im Kontext dieses Bebauungsplans erweiter t  werden 

so l l,  befand s ich ursprüngl ich i m Innenbereich der Stadt,  bis  die Kapazitätsgrenze 

erreicht war.  Um der wachsendenden Nachfrage gerecht zu  werden,  fand eine Neuan-

s iedlung im Außenbereich s tat t, da Erweiterungsmögl ichkeiten im Stadtkern von Bad 

Wildungen aufgrund der räumlichen Gegebenheiten erschöpft  waren.  Derzeit  tei lt  die  

Schu le sich  in  nächster Nähe zur verfahrensgegenständlichen Fläche  eine Liegen-

schaft  mit der „Ense -Schu le“.  Angl iederungen wie diese machen gemeinsame Nutzun-

gen von Spor tf lächen und Außenf lächen mögl ich,  was Synergien und Raum für ein  

weitreichendes,  soziales  Umfeld zwischen Schulkindern schaff t.   

Die neue Bebauung im Untersuchungsgebiet  is t  eine Antwor t  auf  die gestiegene Nach-

frage der Bevölkerung nach Förderschu lplät zen.  Die Nähe der bestehenden Schul -

In frastruktur unters treicht die Eignung des Untersuchungsgebiets  für die vorl iegende 

Planung.  Die derzeit  fes tgesetzte Nutzung als  PKW -Stel lf läche im Rahmen des schu l i-

schen Betriebs  lässt keinen  Zielkonf likt  erwarten ,  sondern spiegelt  die Einordnung der 

Fläche in den schu lischen Kontext wider,  die die Stadt nun durch den verfahrensge -

genständl ichen Bebauungsplan entsprechend der aktuellen Bedürfn isse anpassen und 

konkretisieren möchte.  

Die Planung resu lt iert  in  einer Angl iederung der neuen Bebauung an bestehende Bi l-

dungseinrichtungen.  Durch die Nachverdichtung des schu lischen Standortes ,  die 
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Inanspruchnahme bereits  vorbelasteter Flächen und eine ästhet isch ansprechende 

Eingrünung der Baukörper  wird das Landschaftsbi ld gewahr t  und eine harmonische 

und s innvol le Erweiterung der bestehenden Strukturen  gewährleis tet.   

Zusammenfassend ist  die beanspruchte Flächennutzung als alternat iv los zu bewer ten;  

gleichwer t ige Standorte s tehen in  planerischer und ökologischer H ins icht n icht zur 

Verfügung. 

3. 17  Bes ch re ib ung  d er  er heb l ic hen  nac hte i l ige n  Ausw ir kung e n  

Die vorl iegende Planung wurde unter Berücks icht igung der Gesamtumwelt, bestehen-

der Vorbelastungen,  der räumlichen Situierung sowie der nachbarl ichen und kumulativ 

wirksamen Vorhaben im Plangebiet  umfassend geprüft.  Wesentl iche nachtei l ige Aus-

wirkungen, die s ich aus der Wechselwirkung mehrerer Einzelaspekte oder durch die 

Summierung von Einzelvorhaben ergeben und einen erhebl ichen Eingrif f in  zusätzl iche 

Schutzgüter bewirken könnten, sind derzeit n icht zu  erkennen.  Die vorliegenden recht-

l ichen, techn ischen und organ isatorischen Maßnahmen zur Vermeidung  und Min imie -

rung der Umweltauswirkungen gewährleisten,  dass die in  den Buchstaben a bis  i er-

fassten Schutzgüter – einsch l ießl ich  Umweltmedien,  Mensch,  bio logische Viel fal t,  

Sachku ltur,  Landschaft,  Wirkungsgefüge sowie gebietsübergreifende Belange wie die 

Schutzgüter von Natura 2000 – umfassend geschützt und ges icher t  werden.  Kompen-

sat ionsmaßnahmen s ind n icht notwendig.  

Insbesondere durch die Anwendung des Vermeidungs -Gebots, die Einhaltung fachge-

setzl icher Vorgaben, die Umsetzung naturschutzfach l icher und immiss ionsschutz-

recht l icher Standards sowie die kont inu ierliche behördl iche Überwachung des Pla -

nungsvol lzugs wird s ichergestel l t,  dass  erhebl iche zusätzl iche nachtei l ige Auswirkun-

gen aufgrund von Wechselwirkungen oder Kumulat ivef fekten weder zu erwarten noch 

zu befürchten s ind.  Die in  der Umweltprü fung fes tgestel lten Auswirkungen verbleiben 

jewei ls  auf  einem durch  Vermeidungs- und Min imierungsmaßnahmen begrenzten,  ver-

tretbaren Niveau.  

Unter geltendem Planungsrecht beschreibt  die Umnutzung der Fläche vom PKW -Stel l-

plat z hin  zu einer schu l ischen Nutzung eine öko logisch  gleichwert ige bis  pos it ive Ent-

wicklung,  die s ich in der Ökokontobi lanz widerspiegelt.  

Im Ergebnis  kann fes tgehalten werden, dass nach geltendem Kenntn iss tand und bei 

Umsetzung der vorgesehenen Maßnahmen keine erhebl ichen nachtei l igen Auswirkun-

gen gemäß § 1 Abs. 6 Nr.  7 Buchstabe j  BauGB im Rahmen der dargestel l ten Bau leit-

planung zu erwar ten  s ind.  Die Leistungs - und Funkt ions fäh igkeit des  Naturhaushalts 

sowie der Schutz der Umweltbelange bleiben im betroffenen Plangebiet  und seinem 

Wirkungsumfeld gewahr t.  

4 Zusät zl i che Angaben  

4. 1 Be sc hre ib ung  d er  w ic h t i gs te n  Me rk ma l e  de r  ve r wende te n  tec h-

n i sc he n  Ve r fa hre n  be i  de r  U mwel tpr ü fung  
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Die Umweltprüfung bas ier t  auf  einem strukturierten,  systematischen und wissen-

schaft l ich fundier ten Verfahren zur Ermit tlung und Bewertung potenziel ler Umweltaus-

wirkungen.  Der erste Schrit t  des  Verfahrens s tel l t  das  sogenannte Screen ing dar,  bei 

dem unter Anwendung der gesetzl ichen Schwellenwer te und Kriterien gemäß Umwelt -

Rechtsbehelfsgesetz (UmwRG) sowie der Eingri ffs regelungen des Baugesetzbuchs 

(BauGB) geprüft  wird,  ob eine Umweltprüfung zwingend erforderlich is t. Daran sch l ießt 

s ich das Scoping an,  in  dem Untersuchungsrahmen,  Methodik und die zu betrachten-

den Schutzgüter sowie deren Wechselwirkungen fes tgelegt werden.  Im Rahmen des 

frühzeit igen Betei l igungsverfahrens werden Behörden und Öffent lichkeit umfassend 

eingebunden.  

Im Zuge der Umweltprü fung wurden die relevanten Schutzgüter –  Tiere, Pf lanzen,  bi -

o logische Viel falt , Boden, Wasser, Luft,  K l ima,  Mensch, Landschaft  sowie Ku ltur - und 

Sachgüter –  im Detai l betrachtet. Moderne techn ische Verfahren,  insbesondere der 

Einsat z von Geograf ischen Informat ionssystemen (GIS),  ermögl ichten eine präzise 

räumliche Analyse und die In tegrat ion versch iedenar t iger Fachdaten.  Für die Qual i -

tätss icherung und die Plaus ibi l is ierung der Ergebnisse kam dabei eine Vielzah l amtli -

cher Fach informat ionssysteme und hess ischer Landesdatenbanken zum Einsatz, wie 

der Bodenviewer,  der Lärmviewer,  der Naturegviewer,  der WRRL-Viewer,  das  GRU-

Schu-In format ionssystem sowie der Agrarv iewer.  H ierdurch konnten f lächendeckende 

Informationen zu Bodenbeschaffenheit,  Naturschutzrecht,  Gewässerrichtl in ien,  

Grundwasserschutz und Agrars trukturen einbezogen werden . 

Die behördliche wie ö ffent l iche Beteil igung sowie das Monitoring nach Umsetzung der 

Planung runden die Umweltprüfung ab und ermögl ichen die Überprüfung unvorherge -

sehener Umweltauswirkungen.  

4. 2 Be sc hre ib ung  de r  ge p l an ten  Maß nahm en  zur  Ü be r wac hung  de r  

er he b l ic he n  Ausw i rk unge n  

Gemäß § 4c BauGB s ind die erhebl ichen Umweltauswirkungen ,  welche im Zusammen-

hang mit der Durchführung der Bau leitpläne auftreten, systematisch zu überwachen,  

um unvorhergesehene,  über die ursprüngl iche Prognose h inausgehende nachtei l ige 

Auswirkungen frühzeit ig zu  erkennen und rechtzeit ig geeignete Maßnahmen zur  Ab-

h i lfe ein leiten zu können.   

Da keine erhebl iche Umweltauswirkungen zu erwar ten s ind,  s ind keine Maßnahmen 

zur Überwachung notwendig.  Während der Umsetzung des Bebauungsplanes ist  str ikt 

darauf zu  achten, dass den verbindlichen Festset zungen Rechnung getragen wird. 

Dies  betri f ft  insbesondere die fes tgelegten Maßnahmen zur Minderung des Eingri ffs,  

vornehmlich die grünordnerischen Maßnahmen zur Sicherung und Entwicklung natur-

schutzfach l ich relevanter Strukturen und Funkt ionsf lächen.  

4. 3 A l lge m ei n  ve rs tä nd l ic he  Zusa m me n fas sung  

Im Mit telpunkt des Umweltberichts steht die geplante Ausweisung und Bebauung  eines 

Schu lgeländes,  wobei besonderes  Augenmerk auf  die nachhaltige und umweltscho-

nende Planung und Ausführung  gelegt wird.  Dabei werden die Fo lgen der geplanten 
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Baumaßnahmen für Natur und Mensch sorgfält ig untersucht.  Das betrof fene Gebiet 

wird aktuell  landwir tschaft l ich  genutzt  und weis t  eine n iedrige öko logische Wer t igkeit  

auf . Mit  Ausnahme einer Baumal lee,  die die „Brüder-Grimm-Straße“ einrahmt,  kommen 

keine gesetzl ich  geschützten Biotope oder besonders schützenswerte Ar ten im Pla -

nungsgebiet  vor. Mit einer Umnutzung zum schu l isch genutzten Gebiet  geht jedoch 

eine f lächendeckende Vers iegelung einher,  was zum realen  Verlus t von Bodenfunkt io-

nen und einer Einschränkung für Pf lanzen und Tiere in  ihrem Lebensraum führ t.  

Die Fläche is t unter geltendem Planungsrecht aktuel l als  Parkf läche fes tgesetzt,  wobei 

der zugehörige Bebauungsplan bisher n icht vo llzogen wurde. Dies resu lt iert  vereinzelt  

in  Diskrepanzen zwischen dem rechtl ich  geltenden und realen Zustand der Fläche.  Um 

eine ganzheit l iche und transparente Betrachtung der Umwelt zu gewährleisten,  wird  

in  diesem Bericht ein leitend eine verkürzte Einschätzung des realen Zustands der Flä -

che vorgenommen.  Da bei der Aufstellung des aktuel l  gü lt igen Bebauungsplanes je -

doch bereits eine vol lumfängl iche Umweltprüfung durchgeführt wurde, konzentrier t  

dieser Bericht s ich auf  die Auswirkungen,  die von einer Umnutzung vom PKW -Stell-

plat z hin zur schu l ischen Nutzung entstehen. Der Vol lzug des verfahrensgegenständ-

l ichen Bebauungsplanes wird auf  Grundlage der recht l ich geltenden Nutzung bewer-

tet.  

Der Bericht legt dar, wie Beeinträcht igungen des Bauvorhabens  durch gezielte Maß-

nahmen wie die Begrenzung von Vers iegelung,  die Begrünung von  Dachf lächen sowie 

die Bepf lanzung unbebauter Grundstücksf lächen ausgegl ichen werden so l len.  Auch 

der Schutz des Grundwassers  und der lokalen Gewässer wird durch die or tsnahe Ver-

s ickerung und Ableitung von verschmutztem Wasser  berücks icht igt.  

Der Stadt Bad Wildungen  is t  es  wicht ig,  die Belange des Umweltschutzes  ebenso wie 

die Gesundheit  der Bevölkerung voranzustel len.  Das bedeutet, dass  die Bauphase 

überwacht und Einschränkungen für besonders  sens ible Zeiten vorgeschrieben wer-

den. Die Auswirkungen neuer Baukörper auf  Luft  und Kl ima werden durch Begrünung 

und energet ische Vorgaben geminder t.  D ie Planung s ieht außerdem vor,  dass mindes-

tens die Hälfte der Dachf lächen für So larenergie genutzt werden und durch die Be -

pf lanzung mit  heimischen Bäumen Maßnahmen zur Einbindung in das  Landschaftsbi ld 

getrof fen werden.  

Besonders  betont der Umweltbericht die ö ffentl iche Beteil igung:  Al le Interess ier ten 

können s ich in formieren,  einbringen und Anregungen geben.  So wird transparent,  wie 

Umweltbelange,  s tädtebau liche Entwicklung und soziale Aspekte miteinander in  Ein-

klang gebracht werden.  Die Stadt verpf l ichtet  s ich,  sämtl iche gesetzl iche Vorgaben 

einzuhalten. 

Insgesamt wird deut l ich, dass die Neuausweisung des Schulgeländes mit  zah lreichen 

Schutzmaßnahmen verbunden is t.  Ziel  ist  es,  eine ansprechende Erweiterung der „Ma-

th ias -Bauer Schu le“ zu schaffen,  die die vorhandene Infrastruktur mit  den neuen Bau-

körpern in Einklang bringt und dabei den sorgsamen und verantwor tungsvollen Um-

gang mit  den natürl ichen Lebensgrundlagen in  den Fokus zu rückt .  Durch die vorge -

sehenen Minderungsmaßnahmen wird erreicht,  dass  die Belastungen für Umwelt  und 
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Bevölkerung auf  ein  vertretbares  Maß begrenzt bleiben und langfris tig eine menschen-

würdige,  lebenswer te Umgebung erhalten bleibt.  
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Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3 .  November 2017  (BGBl.  I  S.  
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